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1. Petition 16/1836 betr. Jagdschein, Waffenbesitz-
karte 

 
I. Gegenstand der Petition 
 
Der Petent wendet sich gegen die Einziehung seines 
Jagdscheins sowie den Widerruf seiner Waffenbesitz-
karte. 
 
II. Die Prüfung ergab Folgendes: 
 
1. Sachverhalt 
 
Nach Auskunft der zuständigen unteren Jagdbehörde 
ist der Petent seit vielen Jahren Jäger und Pächter des 
Jagdbezirks. Am 29. September 2015 wurde durch die 
Waffenbehörde beim Landratsamt eine unangemelde-
te Waffenaufbewahrungskontrolle durchgeführt. Da-
bei hat der Petent, als er die Repetierbüchse aus dem 
Waffenschrank genommen hat, das Magazin aus un-
terladener Waffe entnommen und in die linke Hosen-
tasche gesteckt. Auf Nachfrage der Kontrolleure, was 
er gerade in die Tasche gesteckt habe, habe er den 
Kontrolleuren das geladene Magazin übergeben. Der 
vom Petenten vorgetragene Notfall im Stall war we-
der während der Kontrolle, noch in seiner Stellung -
nahme vom 16. November 2015 erwähnt worden, 
sondern erstmals in der Stellungnahme vom 29. Janu-
ar 2016 des Rechtsanwalts des Petenten. 
 

Das Landratsamt hat mit Verfügung vom 29. Februar 
2016 die Waffenbesitzkarte des Petenten widerrufen 
und den Jagdschein des Petenten für ungültig erklärt 
und eingezogen. Die sofortige Vollziehung wurde an-
geordnet.  
 

Gegen diese Verfügung legte der Anwalt des Petenten 
fristgerecht mit Schreiben vom 11. März 2016 Wider-
spruch ein. Am 18. März 2016 stellte er den Antrag, 
die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs wieder-
herzustellen. 
 

Das Verwaltungsgericht hat mit Beschluss vom  
13. Juni 2016 den Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO ab-
gelehnt. Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-
temberg hat mit Beschluss vom 24. Oktober 2016 die 
Beschwerde gegen den Beschluss des Verwaltungsge-
richts zurückgewiesen. 
 

Das Regierungspräsidium erließ am 6. Februar 2017 
einen Widerspruchsbescheid und wies den Wider-
spruch des Petenten zurück. Daraufhin wurde am  
13. Februar 2017 Klage beim Verwaltungsgericht ein-
gereicht. Mit Urteil des Verwaltungsgerichts vom  
13. März 2018 wurde der Klage hinsichtlich einer feh-
lenden Angabe der Reihenfolge der angeordneten 
Zwangsmittel stattgegeben, im Übrigen wurde die 
Klage abgewiesen.  
 
2. Rechtliche Würdigung 
 
Das Ministerium für Ländlichen Raum und Ver -
braucherschutz hat im Einvernehmen mit dem Minis -
terium für Inneres, Digitalisierung und Migration zu 
der Petition wie folgt Stellung genommen: 
 

Die untere Jagdbehörde ist nach § 18 des Bundesjagd-
gesetzes (BJagdG) in den Fällen des § 17 Abs. 1 
BJagdG verpflichtet, den Jagdschein für ungültig zu 
erklären und einzuziehen, wenn Tatsachen, welche 
die Versagung des Jagdscheines begründen, erst nach 
Erteilung des Jagdscheines eintreten oder der Behör-
de, die den Jagdschein erteilt hat, bekannt werden.  
 

Nach § 17 Abs. 1 Nr. 2 BJagdG ist der Jagdschein den 
Personen zu versagen, bei denen Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass diese die erforderliche Zu-
verlässigkeit oder persönliche Eignung im Sinne von 
§§ 5 und 6 Waffengesetz (WaffG) nicht besitzen. 
 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 b WaffG besitzen Personen die 
erforderliche Zuverlässigkeit nicht, bei denen Tat -
sachen die Annahme rechtfertigen, dass sie Waffen 
oder Munition nicht sorgfältig verwahren. 
 

Der Umfang der für die sorgfältige Verwahrung von 
Waffen oder Munition zu erfüllenden Anforderungen 
folgt aus § 36 WaffG. Danach hat ein Waffenbesitzer 
die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um zu 
verhindern, dass Waffen oder Munition abhanden-
kommen oder Dritte sie unbefugt an sich nehmen 
können. Schusswaffen dürfen nach § 36 Abs. 1 Satz 2 
WaffG nur getrennt von Munition aufbewahrt wer-
den. 
 

In § 36 WaffG kommt es nicht maßgeblich darauf an, 
ob die nicht gesetzeskonforme Aufbewahrung zu-
gleich die konkrete Gefahr begründet, dass Waffen 
oder Munition abhandenkommen oder Dritte sie un-
befugt an sich nehmen. Etwas anderes ergibt sich 
auch nicht aus § 13 Abs. 11 AWaffV.  
 

Diese Vorschrift trägt dem Umstand Rechnung, dass 
eine der Vorschrift des § 36 WaffG bzw. § 13 Abs. 1 
bis 8 AWaffV entsprechende Aufbewahrung von 
Waffen außerhalb der Wohnung nicht immer möglich 
ist, etwa wenn sich der Waffenbesitzer auf der Jagd 
befindet.  
 

Im vorliegenden Fall war eine vorschriftsmäßige Auf-
bewahrung nicht unmöglich, sondern hingegen ohne 
weiteres möglich. Der Petent hat seine Schusswaffe 
nicht sorgfältig verwahrt, weil die Aufbewahrung ei-
ner unterladenen Schusswaffe nicht ordnungsgemäß 
und somit nicht sorgfältig ist. Eine Waffe im unge -
ladenen Zustand aufzubewahren ist eine Selbstver-
ständlichkeit, die sich aus der grundlegenden Um-
gangs- und Vorsichtsmaßregel ergibt, Schusswaffen 
nach dem Gebrauch zu entladen.  
 

Der vorsichtige und sachgemäße Umgang mit sowie 
die sorgfältige Verwahrung von Waffen und Munition 
im Sinne von § 5 Abs. 1 Nr. 2 b WaffG erfordert einen 
Umgang, der alle Sicherheitsmöglichkeiten ausnutzt 
und nicht nur die eigene Gefährdung, sondern auch 
die Gefährdung dritter Personen so weit wie möglich 
ausschließt. Der Waffenbesitzer hat alles Zumutbare 
zu tun, um die von einer Waffe ausgehenden Gefah-
ren für sich oder andere auszuschließen. Zu den 
grundlegenden Vorsichtsmaßnahmen gehört, dass die 
Waffe nach dem Gebrauch gesichert und entladen 
wird, zumal das Entladen einer Waffe nur wenige 
Handgriffe beansprucht.  
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In der Rechtsprechung ist anerkannt, dass bereits ein 
einmaliger Verstoß gegen die Aufbewahrungspflich-
ten die Prognose der waffenrechtlichen Unzulässig-
keit rechtfertigen kann.  
 

Der Jagdschein wurde somit berechtigterweise einge-
zogen und für ungültig erklärt. Die festgestellte waf-
fenrechtliche Unzuverlässigkeit lässt bezüglich des 
Jagdscheins keine andere Entscheidung zu.  
 

Gemäß § 48 Landesverwaltungsverfahrensgesetz 
(LVwVfG) kann ein rechtswidriger Verwaltungsakt, 
auch nach dessen Unanfechtbarkeit, ganz oder teil-
weise zurückgenommen werden. Mit Verfügung vom 
31. März 2017 konnte daher die Verlängerung des 
Jagdscheins nach § 48 LVwVfG zurückgenommen 
werden. 
 

Der Widerruf der Waffenbesitzkarte erfolgte im Übri-
gen ebenfalls zu Recht. Eine waffenrechtliche Erlaub-
nis ist nach § 45 Abs. 2 WaffG zu widerrufen, wenn 
nachträglich Tatsachen eintreten, die zur Versagung 
hätten führen müssen. Dies ist beispielsweise dann 
der Fall, wenn die Unzuverlässigkeit nach § 5 WaffG 
festgestellt wurde. 
 

Parallel zum Verwaltungsverfahren wurde nach fest-
gestelltem Aufbewahrungsverstoß am 4. November 
2015 ein Bußgeldverfahren nach § 53 Abs. 1 Nr. 19 
WaffG eingeleitet. Das Amtsgericht hat den Petenten 
am 25. April 2016 wegen fahrlässigem Verstoßes ge-
gen das Gebot der getrennten Aufbewahrung von 
Waffe und Munition zu einer Geldbuße von 600,00 € 
verurteilt. Die eingelegte Rechtsbeschwerde des Pe-
tenten wurde am 23. September 2016 vom Oberlan-
desgericht als unbegründet verworfen. Das Bußgeld-
verfahren ist getrennt vom Verwaltungsverfahren zu 
betrachten und hat auf dieses keinerlei Einfluss. 
 
3. Behandlung im Petitionsausschuss 
 
Der Petitionsausschuss hat in seiner Sitzung am  
26. April 2018 das zuständige Ministerium zunächst 
gebeten, den Weg zur Wiedererteilung eines Jagd-
scheins aufzuzeigen. 
 

Der Berichterstatter erkannte im Fall des bis dahin 
völlig unbescholtenen Petenten, der seit über 35 Jah-
ren die Jagd ausübe, einen Härtefall und sprach sich 
in der Sitzung des Petitionsausschusses am 13. De-
zember 2018 dafür aus, die Sperrfrist auf zwei bis drei 
Jahre zu verkürzen und dem Petenten bis zum 1. Sep-
tember 2019 die Waffenbesitzkarte und den Jagd-
schein wieder zu erteilen. 
 

Dem schloss sich der Petitionsausschuss nach aus-
führlicher Erörterung bei 2 Gegenstimmen und 2 Ent-
haltungen mit großer Mehrheit an.  
 

Die in der Sitzung anwesenden Vertreter des Ministe-
riums für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
und des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und 
Migration haben hiergegen Widerspruch erhoben. 
 

Der Petitionsausschuss hat daraufhin die Beschluss -
fassung über die Petition ausgesetzt, um gemäß § 67 
Abs. 6 Satz 2 der Geschäftsordnung des Landtags der 
Regierung Gelegenheit zu geben, ihre Haltung vor 

dem Petitionsausschuss darzulegen und die beiden zu-
ständigen Ministerien zur Sitzung des Petitionsaus-
schusses am 24. Januar 2019 eingeladen. 
 

Der stellvertretende Vorsitzende stellte in der Sitzung 
des Petitionsausschusses am 24. Januar 2019 fest, 
dass die zuständigen Ministerien keine Vertreter zur 
Ausschusssitzung entsandt haben. Der stellvertretende 
Vorsitzende stellte weiter fest, dass es damit beim Be-
schluss des Ausschusses vom 13. Dezember 2018 
bleibe. 
 
Beschlussempfehlung: 
 

Die Petition wird der Regierung mit der 
Maßgabe überwiesen, dem Petenten bis zum 
1. September 2019 die Waffenbesitzkarte 
und den Jagdschein wieder zu erteilen. 

 

Berichterstatter: Zimmermann 
 
 
 
 
 
2. Petition 16/1479 betr. Errichtung eines Stalls für 

1.000 Milchkühe 
 
I. Gegenstand der Petition  
 
Die Petenten wenden sich gegen die Errichtung und 
den Betrieb eines geplanten Milchviehstalles für 
1.000 Kühe. Die Petenten begehren, der Petitionsaus-
schuss solle die von ihnen aufgezeigten Probleme in-
folge der Errichtung und des Betriebs des Stalls prü-
fen und ggf. Maßnahmen ergreifen, um den Stall zu 
verhindern. 
 

Insbesondere folgende Punkte werden vorgetragen: 
 

 1. Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

 2. Nitratbelastung im Grundwasser (Nähe zum Was-
serschutzgebiet) 

 

 3. Mangel beim Brandschutz 
 

 4. Verdrängung der bäuerlicheren Strukturen 
 

 5. Monokultur „Durchwachsene Silphie“ 
 

 6. Antibiotikaeinsatz im Massentierstall 
 

 7. Wirtschaftskreislauf Tier-Agrarindustrie  
 

 8. Konzentration der Massentierhaltung 
 

 9. Straßenmehrbelastung/CO2-Belastung 
 

10. Präzedenzfall  
 

11. Negative Auswirkungen auf die Ferienregion 
 
II. Sachverhalt  
 
Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirt-
schaft (im Folgenden: das Ministerium) führt zum 
Sachverhalt der Petition Folgendes aus: 
 

Im Ortsteil H. wird von der Firma E. eine Biogasan -
lage betrieben. Die Anlage liegt im bauplanungsrecht-
lich ausgewiesenen Sondergebiet Bebauungsplan 
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„Regenerative Energie H.“. In der Biogasanlage wer-
den nachwachsende Rohstoffe und Gülle/Mist aus den 
landwirtschaftlichen Betrieben der vier an der Anlage 
beteiligen Landwirte und anderen landwirtschaft -
lichen Betrieben vergoren. Das entstehende Biogas 
wird entweder mit Hilfe von Motoren in Strom umge-
wandelt und in das Stromnetz eingespeist bzw. für 
den Betrieb der Anlage selbst verwendet oder das Gas 
wird aufbereitet und in eine in der Nähe verlaufende 
Erdgasleitung eingespeist. Die Gärreste werden auf 
eigenen oder hierfür gepachteten Flächen landwirt-
schaftlich verwertet oder an andere Landwirte zur 
landwirtschaftlichen Verwertung abgegeben. Für die 
Lagerung der Gärreste der bestehenden Biogasanlage 
ist ausreichend Lagerkapazität vorhanden. Die Bio -
gas anlage wurde mit Bescheid vom 31. März 2011 
immissionsschutzrechtlich genehmigt. 
 

Nordwestlich des Biogasanlagenstandortes ist die Er-
richtung und der Betrieb eines Milchviehstalles für 
1.000 Kühe durch die Firma M. geplant. Hierfür wur-
de ein immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsan-
trag mit Datum vom 27. April 2017 beim Landratsamt 
eingereicht. Für das Vorhaben wurde von der Ge-
meinde der Bebauungsplan „Sondergebiet Milchpark 
H.“ aufgestellt. Der Bebauungsplan ist seit dem  
6. April 2017 in Kraft. Über den Antrag wurde durch 
die bisher noch nicht abschließend entschieden. 
 

Die beim Betrieb des Milchviehstalles anfallenden 
tierischen Ausscheidungen (Gülle, Mist) sowie Fut-
terreste sollen ab Inbetriebnahme des Stalles in die 
Biogasanlage der Firma E. eingebracht werden. Die 
übrigen bisher in die Biogasanlage eingebrachten Ein-
satzstoffe werden entsprechend reduziert. Dem Land-
ratsamt liegt ein immissionsschutzrechtlicher Än -
derungsantrag für die Biogasanlage vor, der die be-
schriebenen Änderungen berücksichtigt (Antrag vom 
2. August 2017, ergänzt mit Datum vom 15. September 
2017). Zu den geplanten Änderungen wurde ein An-
hörungsverfahren durchgeführt. Aufgrund von Rück -
meldungen beteiligter Behörden war der Antrag zu er-
gänzen. Laut Ministerium liegen dem Landratsamt 
seit August 2018 die vollständigen Unterlagen bezüg-
lich der vollständigen Verwertung aller Gärreste (Gül-
le, Jauche und Mist der Milchviehhaltung werden an 
die benachbarte Biogasanlage abgegeben) sowie die 
Flächennachweise für die Ausbringung der Gärreste 
aus der Biogasanlage vor. 
 

Weiterhin ist östlich der Biogasanlage innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Sondergebiet 
„Regenerative Energie H.“ eine Biomethanaufberei-
tungs- und Biogasverflüssigungsanlage geplant. Hier-
zu soll das Biogas der Biogasanlage der Firma E. 
übernommen und in der Biomethanaufbereitungs- und 
Biogasverflüssigungsanlage (Bio-Hybridanlage) auf-
bereitet und veredelt werden. Das Biogas soll verflüs-
sigt und bis zur Vermarktung in einem Tank zwi-
schengelagert werden. Der Gemeinderat hat in öffent-
licher Sitzung am 4. September 2017 beschlossen, den 
Bebauungsplan „Sondergebiet Regenerative Energie 
H.“ entsprechend zu ändern.  
 

III. Rechtliche Würdigung 
 
Bei der vorhandenen Biogasanlage und den beiden 
geplanten Anlagen (Milchviehstall und Biomethan-
aufbereitungs- und Biogasverflüssigungsanlage) han-
delt es sich, dem Ministerium zufolge, um rechtlich 
jeweils selbständige Anlagen verschiedener Betrei-
ber. Voraussetzung einer gemeinsamen Anlage nach 
BImSchG ist, dass es sich um Vorhaben derselben 
Art handelt und die Einzelanlagen einem Betreiber 
zuzuordnen sind. Im vorliegenden Fall fehlt es je-
doch entweder an dem Merkmal „Vorhaben dersel-
ben Art“ oder jedoch an der erforderlichen Betreibe-
ridentität. 
 

In Bezug auf die möglichen Umweltauswirkungen 
und Emissionen, wie z. B. Lärm, Geruch sowie bei-
spielsweise Brand- und Explosionsschutz, werden die 
Anlagen aber sowohl für sich als auch in ihrer Ge-
samtheit in den jeweiligen Genehmigungsverfahren 
bewertet und beurteilt. Die vom gesamten Anlagen-
komplex am Standort ausgehenden Gefährdungen und 
Umweltauswirkungen werden dabei laut dem Minis -
terium berücksichtigt.  
 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für 
den Milchviehstall ist nach § 6 Abs. 1 BImSchG als 
gebundene Entscheidung ausgestaltet, d. h. die Geneh-
migung ist zu erteilen, wenn die dort genannten Ge-
nehmigungsvoraussetzungen vorliegen. 
 

Die Störfallverordnung ist im Falle des geplanten 
Bauvorhabens, laut Ministerium, nicht anzuwenden. 
 

Dem Ministerium zufolge entspricht die Planung des 
Milchviehstalls in allen wesentlichen Teilen den Fest-
setzungen des Bebauungsplanes Sondergebiet „Milch -
park H.“. Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des 
Vorhabens ist damit gegeben 
 
Zu Ziffer 1 der Petition – Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVP): 
 
Die Petenten bringen vor, dass für die geplante Anla-
ge nach der Nummer 7.5.1 der Anlage 1 zum UVPG 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchge-
führt hätte werden müssen. Außerdem bestünde eine 
Pflicht zur Durchführung einer UVP, da die Tierbe-
stände aller Betreiber bei der Prüfung, ob eine UVP 
erforderlich ist, zu betrachten seien (sog. nachträg -
lichen Kumulation). 
 

Laut Petition sei nach Auskunft der Gemeinde und 
Hinweis auf das zuständige Landratsamt weder eine 
standortbezogene Vorprüfung noch eine allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls noch eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung durchgeführt worden.  
 

Dies ist nach der Darstellung des Ministeriums nicht 
zutreffend. Das Vorhaben fällt unter die Nummer 
7.5.1 der Spalte 2 der Anlage 1 zum UVP (Errichtung 
und Betrieb einer Anlage zur Intensivhaltung von 
Rindern mit 800 oder mehr Plätzen) und ist dort mit 
dem Buchstaben „A“ gekennzeichnet. Für das Vorha-
ben ist danach nach § 1 Abs. 2 Satz 1 der 9. BImSchV 
i. V. m. § 7 UVPG eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls durchzuführen. Das Landratsamt hat ent-
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sprechend den gesetzlichen Vorgaben eine allgemeine 
Vorprüfung des Einzelfalls durchgeführt. Ergebnis 
der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls ist, dass 
mit keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen bei Verwirklichung des Vorhabens zu rechnen 
und somit keine UVP durchzuführen ist. Das Ergebnis 
der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls wurde im 
Januar 2018 auf der Homepage des Landratsamtes 
veröffentlicht. 
 

Bei Anlagen zur Intensivhaltung von Rindern gibt es 
keine Mengenschwelle bei deren Überschreitung das 
Vorhaben in Spalte 1 der Anlage 1 zum UVPG mit 
dem Buchstaben „X“ gekennzeichnet ist und somit 
zwingend eine UVP durchzuführen wäre. Die Vor-
schrift des § 10 Abs. 1 UVPG über kumulierende Vor-
haben findet keine Anwendung.  
 

§ 10 Abs. 1 UVPG regelt den Fall, dass kumulierende 
Vorhaben in Spalte 1 der Anlage 1 zum UVPG mit 
dem Buchstaben „X“ gekennzeichnet sind, aber die 
kumulierenden Vorhaben nur zusammen die ausge-
wiesenen Größen- oder Leistungswerte für die UVP-
Pflicht erreichen oder überschreiten. 
 

Hinzu kommt, dass es sich bei den zur Genehmigung 
beantragten Vorhaben „Kuhstall“ und „Biohybridan-
lage“ nicht um Vorhaben derselben Art handelt, so das 
Ministerium. Auch dies schließt eine Anwendung des  
§ 10 Abs. 1 UVPG aus, denn nach dieser Vorschrift ist 
eine Kumulation nur mit „Vorhaben derselben Art“ 
möglich (vgl. Definition in § 10 Abs. 4 UVPG).  
 

Bei der Betrachtung des beantragten „Kuhstalls“ und 
der bereits zugelassenen „Ställe für Schweine“ findet 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 UVPG (UVP-Pflicht bei hin-
zutretenden kumulierenden Vorhaben, bei denen das 
Zulassungsverfahren für das frühere Vorhaben abge-
schlossen ist) ebenfalls keine Anwendung, da, wie be-
reits erwähnt, der Kuhstall mangels einer X-Kenn-
zeichnung nicht zwingend UVP-pflichtig ist. Er kann 
daher auch nicht zusammen mit anderen Vorhaben 
aufgrund einer Kumulation zwingend UVP-pflichtig 
werden. 
 

Das geplante Vorhaben liegt im Sondergebiet Milch-
park H. Der Umweltbericht zum Bebauungsplan stellt 
konkret auf das geplante Vorhaben ab. Im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens wurden, dem Ministerium 
zufolge, umfangreiche Gutachten zu den verschiede-
nen Themenbereichen vorgelegt, die belegen, dass bei 
Realisierung des Vorhabens mit keinen erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen zu rechnen ist. Im 
Rahmen der Antragsstellung ist zwar eine Anpassung 
der gutachterlichen Beurteilungen an die konkrete 
Planung erforderlich geworden. Die Kernaussagen 
aus dem Bauleitplanverfahren zu den jeweiligen Um-
weltauswirkungen bleiben von diesen Anpassungen 
jedoch unberührt. Hinzuweisen ist dabei, dass bei die-
sen Betrachtungen immer auch das Gesamtkonzept 
(alle dort vorhandenen und geplanten Anlagen) für 
den Standort betrachtet wurde und insofern auch die 
bereits vorhandenen Vorbelastungen mitberücksich-
tigt sind. Der immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsantrag beruht auf den Grundlagen der abge-
schlossenen Bauleitplanung.

Zu Ziffer 2 der Petition – Nitratbelastung/Grundwas-
ser: 
 
Die Petenten bringen vor, dass die verfügbare und 
natürliche Trinkwasserqualität durch den „1.000-
Kühestall“ gefährdet werde, da durch diesen zusätz -
lichen Stall bei bereits vorhandener konzentrierter 
Tierhaltung in diesem Bereich die Gefahr einer 
Nitratüberbelastung voraussehbar sei.  
 

Das Bebauungsplangebiet liegt in der Zone III und III 
A des Wasserschutzgebiets (WSG) „S.“. Der südwest-
liche Bereich des Geltungsbereichs ragt in Zone IIIB 
des WSG „A.“. Das Ministerium führt aus, das Plan-
gebiet liege innerhalb eines bereits landwirtschaftlich 
intensiv genutzten Gebietes. Oberflächengewässer 
sind im Plangebiet nicht vorhanden. In der Planung ist 
keine Entnahme von Grund- und Oberflächenwasser 
vorgesehen, es erfolgt ein Anschluss an das öffent liche 
Trink- und Abwassernetz. Für unbelastetes Ober -
flächenwasser ist eine Versickerung geplant. Belaste-
tes Oberflächenwasser soll in die Biogasanlage der 
Firma E. eingeleitet werden. Die Einbringung von 
Gülle und Mist aus dem Milchviehstall ist ebenfalls in 
die angrenzende Biogasanlage vorgesehen. Bei der 
Ausführung der baulichen Anlagen werden die Vor-
gaben der Verordnung über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) berücksich-
tigt.  
 

Das WSG „S.“ ist aufgrund erhöhter Nitratwerte als 
Problemgebiet eingestuft. Es ist nicht davon auszuge-
hen, dass vom Anlagenstandort negative Beeinträch -
tigungen im Hinblick auf die Nitratbelastung des 
Trinkwassers ausgehen, so das Ministerium. Aller-
dings wurde zur langfristigen Sicherung einer hohen 
Grundwasserqualität und deren Schutz vor Beein-
trächtigungen durch die Errichtung und den Betrieb 
der Anlage in Abstimmung mit der unteren Wasser-
behörde ein Monitoringkonzept erstellt („Nullmes-
sung“ vor Aufnahme des Betriebes, vierteljährliche 
Probenahme an drei Grundwassermessstellen). Die 
Durchführung des Konzepts wird überwacht und die 
Kosten hierfür tragen die Antragsteller. 
 

Laut Ministerium erfolgt die Ausbringung der Gärres -
te auf den landwirtschaftlichen Flächen aus der Bio-
gasanlage nach den gesetzlichen Vorgaben. Ausbrin-
gungsflächen im Problemgebiet WSG „S.“ unterlie-
gen zusätzlich den Anforderungen der Schutzgebiets- 
und Ausgleichsverordnung (SchALVO) und werden 
damit besonders restriktiv gehandhabt. Die Antrag-
steller haben ausreichend Ausbringungsflächen zu be-
nennen, sodass eine grundwasserverträgliche Aus-
bringung möglich ist und die Nitratauswaschung in 
das Grundwasser minimiert wird. Die ordnungs-
gemäße Ausbringung nach den geltenden Rechtsvor-
schriften wird von der unteren Landwirtschaftsbehör-
de stichprobenhaft geprüft.  
 

Der Flächennachweis ist inzwischen erbracht worden. 
Bei der Bewertung der Ausbringungsflächen sind die 
Maßstäbe der neuen Düngeverordnung (DüV), der 
Schutzgebietes- und Ausgleichsverordnung (SchALVO) 
sowie die Vorgaben der Wasserschutzgebietsverord-
nungen maßgebend. Aufgrund möglicher, kurzer 
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Laufzeiten von Abgabeverträgen soll der jährliche 
Nachweis der Flächenbilanz zur ordnungsgemäßen 
Verbringung der anfallenden Gärreste über eine Auf-
lage im Genehmigungsbescheid geregelt werden. 
 

Die SchALVO schränkt die ordnungsgemäße Landbe-
wirtschaftung, wie sie in der DüV definiert ist, in Ab-
hängigkeit der Nitratbelastung des Rohwassers weiter 
ein. Für die daraus resultierenden wirtschaftlichen 
Nachteile besteht ein Ausgleichsanspruch. Durch das 
beantragte Vorhaben ist, wie oben dargestellt, bei 
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben kein weiterer 
Anstieg der Nitratwerte zu erwarten, insoweit sind 
daraus auch keine veränderten Ausgleichszahlungen 
zu erwarten, stellt das Ministerium fest. 
 
Zu Ziffer 2 der Petition – Beeinträchtigung benach-
barter naturschutzrechtlich geschützter Gebiete: 
 
Ergänzend führen die Petenten aus, dass der geplante 
Stall erhebliche negative Auswirkungen auf die FFH-
Gebiete hätte. 
 

Ein aus Naturschutzsicht wesentlicher Punkt ist eine 
mögliche Beeinträchtigung von nah gelegenen FFH-
Gebieten durch Stickstoff-Emissionen bzw. -Immis-
sionen in den Gebieten über den Luftpfad. Dieser 
Punkt ist im bisherigen Verfahren durch die Erstel-
lung einer Immissionsprognose geprüft worden. Eine 
Beeinträchtigung der FFH-Gebiete durch Stickstoff -
eintrag über die Luft ist hier nach nicht zu befürchten. 
 

Das Ministerium legt dar, dass im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens die Auswirkungen des Vorha-
bens auf die nächstgelegenen Natura-2000-Gebiete 
geprüft wurden. Ergebnis der Prüfung war, dass „auf-
grund der räumlichen Distanz des Eingriffsortes zu 
den Schutzgebieten von keinen Beeinträchtigungen 
der Schutz- und Erhaltungsziele der betreffenden Na-
tura-2000-Gebiete durch das Vorhaben auszugehen“ 
ist. Die im Rahmen der Antragstellung durchgeführte 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach dem 
UVPG und eine damit einhergehende Prüfung der 
Schutzkriterien hat ergeben, dass für das ca. 850 m 
nordwestlich des Plangebietes befindliche FFH-Ge-
biet und das ca. 1 km östlich des Plangebietes befind-
liche Vogelschutzgebiet von keiner Beeinträchtigung 
der Schutz- u. Erhaltungsziele auszugehen ist.  
 

In Bezug auf eine mögliche Beeinträchtigung von 
Biotopen (Hecken) durch Ammoniak- und Stickstoff-
belastung wurde im Bebauungsplanverfahren ein An-
trag auf Ausnahmegenehmigung nach § 30 Abs. 3 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) gestellt. Die 
Wiederherstellung gleichartiger Biotope an anderer 
Stelle wurde im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen 
Vertrags mit den Antragstellern geregelt. 
 
Zu Ziffer 3 der Petition – Brandschutz: 
 
Die Petenten bringen vor, dass keine ausreichenden 
Maßnahmen für die Evakuierung der Tiere im Brand-
fall vorhanden seien. Außerdem werden insbesondere 
Fragen zu den zuständigen Feuerwehren, Löschwas-
seranschlüssen, Löschwassermengen etc. gestellt.  
 

Für das Vorhaben wurde ein Brandschutzkonzept er-
stellt. Das Konzept wurde im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens geprüft. Vonseiten des vorbeugen-
den Brandschutzes stehen dem Vorhaben keine öf-
fentlich-rechtlichen Belange entgegen, so das Minis -
terium. 
 

Zu den allgemeinen Fragen der Petenten: Die Alar-
mierung der Feuerwehren ist in den Alarmierungsplä-
nen geregelt. Die Tierrettung ist bauordnungsrechtlich 
in der LBO geregelt. Ein Evakuierungskonzept wurde 
erstellt. Für die Evakuierung stehen drei Bereiche zur 
Verfügung, die nach außen eingefriedet sind. Die 
Löschwasserversorgung ist sichergestellt. Eine Lösch-
wasserrückhaltung ist nicht vorgeschrieben, da kein 
Lager nach den technischen Regeln für brennbare 
Flüssigkeiten (TrbF) oder den technischen Regeln für 
Gefahrstoffe (TRGS) 514 beantragt wird.  
 

Die vorliegende Situation kann nicht mit der Situation 
verglichen werden, die im Jahr 2015 zu einer Verun-
reinigung der Jagst geführt hat. Bei dem Unfall 2015 
geriet ein Düngemittellager in Brand. Bei den Lösch-
arbeiten sind giftige Stoffe entstanden, die mit dem 
Löschwasser in die Jagst gelangen konnten. Am ge-
planten Standort ist kein Düngemittellager oder sons -
tiges Gefahrstofflager vorgesehen, stellt das Ministe-
rium fest. 
 
Zu Ziffer 4 der Petition – Wirtschaftsinteressen Ein-
zelner vor regionaler Vielfalt: 
 
Die Petenten sind der Ansicht, dass durch die Zulas-
sung des Vorhabens die wirtschaftlichen Interessen 
der wenigen flächen- und finanzstarken Landwirte 
über die Interessen der kleinbäuerlichen vielfältigen 
Landwirtschaft gestellt würden. 
 

Dies ist, dem Ministerium zufolge, kein rechtlicher 
Gesichtspunkt, der unter die Genehmigungsvorausset-
zungen des § 6 BImSchG fällt und ist damit nicht Ge-
genstand von Prüfungen im Verfahren. Die Möglich-
keit, große landwirtschaftliche oder gewerbliche Tier-
haltungen zu bauen, ist vom Gesetzgeber nicht ausge-
schlossen. 
 

Für das immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
verfahren sind die Fragen, ob es bei dem Vorhaben 
primär um Milcherzeugung oder Energieproduktion 
geht bzw. ab welchem Milchpreis Gewinn erzielt 
wird, nicht entscheidungserheblich und daher auch 
nicht Gegenstand der Prüfung gewesen, so das Minis -
terium. 
 
Zu Ziffer 5 der Petition – Monokultur durch Energie-
pflanze „Durchwachsene Silphie“: 
 
Die Petenten befürchten, dass durch den massenhaf-
ten Anbau der Energiepflanze „Durchwachsene Sil-
phie“ nachteilige Auswirkungen entstehen.  
 

Auch dies ist kein rechtlicher Gesichtspunkt, der unter 
die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG 
fällt und ist damit nicht Gegenstand von Prüfungen im 
Verfahren, stellt das Ministerium fest. Vielmehr wer-
den der spätere Anbau und die Einbringung der Ener-
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giepflanzen in die Biogasanlage der Firma E. im Hin-
blick auf Nährstoffanfall und Gärrestausbringung von 
der unteren Landwirtschaftsbehörde anlässlich des Ge-
nehmigungsverfahrens überprüft und im späteren Be-
trieb überwacht. Die befürchteten nachteiligen Aus-
wirkungen lassen sich aufgrund der bislang bekannten 
Eigenschaften der Pflanze aber nicht herleiten.  
 

Soweit kritisiert wird, dass Offenlandbrüter, wie die 
Feldlerche, durch den Anbau der Silphie Lebens -
räume verlieren, ist aus naturschutzrechtlicher Sicht 
anzumerken, dass der Anbau von Energiepflanzen  
auf landwirtschaftlichen Flächen grundsätzlich dem 
Land wirtschaftsprivileg des § 44 Abs. 4 BNatSchG 
unterfällt, soweit die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 
BNatSchG und die der guten fachlichen Praxis erfüllt 
sind. Ob das der Fall ist, müsste konkret im Einzelfall 
beurteilt werden. Vorliegend ist nicht klar, um welche 
landwirtschaftliche Fläche es konkret gehen würde, 
sondern es geht um die Verwendung der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse. 
 

Grundsätzlich sind größere Monokulturen immer ne-
gativ für die Artenvielfalt. Konkrete Anhaltspunkte 
dafür, dass durch den geplanten Anbau von Silphie 
gegen Naturschutzrecht verstoßen werden könnte, lie-
gen dem Ministerium jedenfalls nicht vor. 
 
Zu Ziffer 6 der Petition – Antibiotikaeinsatz im Stall: 
 
Die Petenten nehmen an, dass es beim Betrieb des 
Stalles zu einem massenhaften Einsatz von Antibio -
tika kommen werde.  
 

Das Ministerium stellt fest, dass die Gesundheit des 
Tierbestandes im geplanten Bauvorhaben anhand ei-
nes Planes zum Gesundheitsmanagement von dem 
Betreiber überwacht wird. Die Gabe von Antibiotika 
an kranke Tiere erfolgt ausschließlich durch einen be-
auftragten Tierarzt entsprechend den gesetzlichen Re-
geln. Deren Einhaltung wird durch die untere Vete-
rinärbehörde überwacht werden. 
 

Antibiotika werden zur Behandlung von bakteriellen 
Infektionskrankheiten eingesetzt. Erkranken Tiere an 
einer bakteriellen Infektion, so müssen sie angemes-
sen behandelt, in diesem Fall antibiotisch versorgt 
werden. Über die Notwendigkeit einer antibiotischen 
Therapie entscheidet der behandelnde Tierarzt in Ab-
hängigkeit von der gestellten Diagnose. Die Anwen-
dung von Antibiotika in der Tiermedizin ist grund -
sätzlich nur zu therapeutischem Zweck zulässig. In 
der Milchviehhaltung werden Antibiotika insbesonde-
re zur Behandlung bakterieller Euterinfektionen, Ge-
bärmutterentzündungen und Klauenerkrankungen so-
wie zum Trockenstellen eingesetzt. 
 
Zu Ziffer 7 der Petition – Wirtschaftskreislauf Tier-
Agrarindustrie: 
 
Die Petenten führen aus, dass Massentierhaltungen 
gegen den Tierschutz verstoßen und verweisen auf 
bekannt gewordene Berichte in den Medien.  
 

Der Tierschutz und das Tierwohl sind Gegenstand ei-
ner intensiven öffentlichen und fachlichen Diskus -

sion. Für diese Fragen ist die Größe einer Tierhal-
tungsanlage allein nicht ausschlaggebend. Vielmehr 
hat der Gesetzgeber die Anforderungen an das Halten 
von Nutztieren in einer Reihe von gesetzlichen Rege-
lungen normiert. Wie bereits ausgeführt, sieht die ak-
tuelle Gesetzeslage vor, dass auch große Tierhaltun-
gen gebaut und betrieben werden können. Die Vete-
rinärbehörde überwacht die Einhaltung der gesetz -
lichen Vorgaben, auch was die Unterbringung kranker 
Tiere oder die Schlachtung von Kühen anbelangt.  
 

Zum geplanten Stallkreislauf führt das Ministerium 
Folgendes aus: Die männlichen Kälber werden, wie 
bei der Anhörung ausgeführt, über Viehhändler oder 
direkt an Mäster verkauft. Da gesextes Sperma ver-
wendet werden soll (Aussage der Antragsteller am  
27. März 2018), können die Kühe mit schlechteren 
Leistungen mit Bullen einer Fleischrasse belegt wer-
den. Bei gesextem Sperma wird zu 90 % das ge-
wünschte Geschlecht erreicht. Sollte normales Sper-
ma verwendet werden, würden männliche und weib -
liche Kreuzungskälber in die Mast gehen. 
 

Im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren wird lediglich die Zulässigkeit der beantragten 
Anlage (bis zu 1.000 Kühe und 80 Kälber) geprüft, ob 
für die Abnahme der Mastkälber oder die Unterbrin-
gung der Kälber für die Nachzucht ausreichend Be-
triebe oder Abnehmer zur Verfügung stehen, ist nicht 
Gegenstand der immissionsschutzrechtlichen Prüfung, 
so das Ministerium  
 
Zu Ziffer 8 der Petition – Konzentration von Massen-
tierhaltung: 
 
Die Petenten weisen auf eine Konzentration von ver-
schiedenen Tierhaltungen am Standort hin.  
 

Der Gesetzgeber sieht keine Begrenzungen von Tier-
zahlen für einen bestimmten örtlichen Bereich vor. 
Bei Emissionen, wie Geruch und Lärm, werden die 
bereits vorhandenen Belastungen entsprechend be -
rücksichtigt. Im Genehmigungsverfahren erfolgt eine 
Gesamtbetrachtung der zu erwartenden Einwirkun-
gen. Wie sich die Tierzahlen in der Raumschaft zu -
künftig entwickeln, kann nicht abgeschätzt werden. 
Allerdings gibt es Hinweise, dass es dort auch zu Re-
duzierungen von Tierbeständen kommen könnte, so 
das Ministerium. Diese agrarwirtschaftlichen Ent-
wicklungen sind aber nicht Gegenstand von Prüfun-
gen im Genehmigungsverfahren.  
 
Zu Ziffer 9 der Petition – Straßenmehrbelastung/CO2-
Belastung: 
 
Die Petenten befürchten, durch das geplante Vorha-
ben eine erhebliche Mehrbelastung öffentlicher Ver-
kehrswege sowie weitere nachteilige Folgen.  
 

Laut Ministerium wurde die Planung von der unteren 
Straßenverkehrsbehörde geprüft. Aus deren Sicht ste-
hen dem Vorhaben keine öffentlich-rechtlichen Be-
lange entgegen. Die Zufahrt erfolgt über allgemein 
dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straßen im Rah-
men des Gemeingebrauchs. Dabei ist es gegebenen-
falls auch im Hinblick auf die Frage einer schnelleren 
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Abnutzung der Straße rechtlich unerheblich, ob durch 
eine Ansiedlung eines oder mehrerer Betriebe eine er-
höhte Verkehrsbelastung entsteht. 
 

Auch aufgrund des geplanten Vorhabens einer Bio-
Hybridanlage wurde eine Betrachtung des zusätz -
lichen Verkehrs vorgenommen. Mit einem zusätz -
lichen Lkw-Aufkommen von 1 bis 2 Lkw-Fahrten am 
Tag wird dieser als unwesentlich beurteilt. Die von 
den Petenten vorgetragenen Explosionsgefahren wer-
den im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens betrachtet. Es wurden bereits 
umfangreiche Gutachten zu diesem Thema erstellt, 
die im Verfahren von Seiten der Fachbehörden ge-
prüft werden. Die Flüssiggastankstelle bedarf der Er-
laubnis nach der Betriebssicherheitsverordnung. Be-
tankt werden nur Fahrzeuge, die für den Transport 
von Flüssiggas zugelassen sind.  
 

Eine infolge des An- und Ablieferverkehrs möglicher-
weise entstehende höhere CO2-Belastung ist kein Ge-
sichtspunkt, der bei der Erteilung der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung zu prüfen ist. 
 
Zu Ziffer 10 der Petition – Präzedenzfall: 
 
Die Petenten befürchten, dass im Falle einer Geneh-
migung des Vorhabens ein „Präzedenzfall“ geschaf-
fen würde und „Tür und Tor für weitere industrielle 
Landwirtschaft“ geöffnet werde.  
 

Grundsätzlich ist die Möglichkeit von weiteren Groß -
vorhaben gegeben. Die bestehenden gesetzlichen Re-
gelungen schließen dies nicht aus. Sofern die Geneh-
migungsvoraussetzungen nach § 6 BImSchG für das 
beantrage Vorhaben eines Milchviehstalles vorliegen, 
hat die Genehmigungsbehörde die Genehmigung zu 
erteilen. Ein Ermessen der Immissionsschutzbehörde 
besteht nicht.  
 
Zu Ziffer 11 der Petition – Ferienregion ade: 
 
Die Petenten sehen eine Unvereinbarkeit der regiona-
len Entwicklungsschwerpunkte und Wirtschaftsziele 
der Ferienregion und der geplanten Massentierhaltung.  
 

Bei der Ausweisung des Sondergebietes „Milchpark 
H.“ wurden die Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
Die Auswirkungen der Planung auf das Landschafts-
bild und die Erholungsfunktion wurden nach dem Be-
wertungsmodell der betroffenen Landkreise beurteilt 
und sind in der Planung mitberücksichtigt worden. 
 
IV. Verlauf des Petitionsverfahrens  
 
Die Stellungnahme des Ministeriums für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft, die im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Woh-
nungsbau, dem Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz und dem Ministerium für Ver-
kehr abgegeben wurde, liegt dem Petitionsausschuss 
seit Januar 2018 vor. Im März 2018 wurde ein Vor-
Ort Termin des Petitionsausschusses durchgeführt. 
 

Auf Antrag des Berichterstatters hat der Petitionsaus-
schuss im April 2018 zunächst die Vorlage sämtlicher 

Behördenakten durch die Regierung und im Juni 2018 
die Hinzuziehung zweier externer Sachverständigen 
zur Auswertung dieser Akten beschlossen. Hiermit 
wurde Herr Dipl.-Ing. agr. Gerhard Schelkle, ein vom 
Regierungspräsidium Tübingen öffentlich bestellter 
und vereidigter Sachverständiger für landwirtschaft -
liche Schätzung und Bewertung, und Frau Dr. med. 
vet. Cornelie Jäger, Landesbeauftragte für Tierschutz 
a. D. und Tierärztin mit der Zusatzbezeichnung Tier-
schutz, beauftragt. 
 

Im Dezember 2018 wurde die Petition nach Anhörung 
der Gutachterin und des Gutachters durch den Aus-
schuss abschließend behandelt. 
 
1. Gutachten von Herrn Dipl.-Ing. agr. Gerhard Schel-

kle – Bereich Umwelt, Natur, Immissions- und Ge-
wässerschutz 

 
Herr Schelkle wurde vom Petitionsausschuss beauf-
tragt zu prüfen, ob sämtliche umwelt-, natur-, immis-
sions- und gewässerschutzrelevanten Bestimmungen, 
unter anderem das Bundes-Immissionsschutzgesetz, 
das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
und das Wasserhaushaltsgesetz mit allen dazugehöri-
gen Verordnungen, in der Planung des Milchvieh-
stalls vollständig umgesetzt und im Genehmigungs-
verfahren durch die zuständigen Behörden ent -
sprechend berücksichtigt und richtig angewendet wur-
de. Abschließend sollte dargelegt werden, ob der ge-
plante Stall in der jetzigen Form im Bereich Umwelt, 
Natur, Immissions- und Gewässerschutz genehmi-
gungsfähig ist oder nicht. 
 

Laut dem Gutachten von Herrn Schelkle sind bei dem 
Bau großer Stallanlagen im Wesentlichen die folgen-
den Rechtsbereiche zu berücksichtigen (vgl. S. 2 des 
Gutachtens): 
 

‒  Allgemeines Baurecht 
 

‒  Immissionsschutzrechtliche Vorschriften 
 

‒  Naturschutzrechtliche Vorschriften 
 

‒  Umweltschutzrechtliche Vorschriften 
 

‒  Wasser- und bodenschutzrechtliche Vorschriften 
 

‒  Landschaftsschutzrechtliche Vorschriften 
 

Herr Schelkle hat das geplante Bauvorhaben auf die 
genannten Rechtsbereiche untersucht und kommt zu 
dem Ergebnis, dass 
 

‒  bei der Anpassung des Flächennutzungsplans durch 
die Gemeinde „aus sachverständiger Sicht keine 
Fehler oder Rechtsverstöße festzustellen [sind]“ 
(Schelkle, S. 3/4); 

 

‒  bei der Aufstellung des Bebauungsplanes „Sonder-
gebiet Milchpark H.“ durch die Gemeinde „aus 
sachverständiger Sicht keine Fehler oder Rechts-
verstöße festzustellen [sind]. Die einschlägigen Ge-
setze und Verordnungen wurden zu Grunde gelegt 
und korrekt angewendet“ (Schelkle, S. 4 bis 8); 

 

‒  die „immissionsschutzrechtlichen Vorschriften […] 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens korrekt 
angewendet [wurden]“ (Schelkle, S. 3/4); 
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‒  „im Genehmigungsverfahren […] die naturschutz-
rechtlichen Vorschriften rechtsfehlerfrei ange-
wendet [wurden], zur Kompensation von Eingrif-
fen […] entsprechende Auflagen gemacht [wur-
den], diese wurden zudem vertraglich fixiert“ 
(Schelkle, S. 9); 

 

‒  „die Umweltschutzrechtlichen Vorschriften – ins-
besondere die UVP-Vorprüfung […] korrekt ange-
wendet [wurden]. Es sind keine Rechtsfehler fest-
zustellen“ (Schelkle, S. 9/10); 

 

‒  „die wasser- und bodenschutzrechtlichen Vor-
schriften wurden […] korrekt angewendet. Fehler 
wurden nicht festgestellt.“ (Schelkle, S. 10/11); 

 

‒  „im Genehmigungsverfahren wurden die land-
schaftsschutzrechtlichen Vorschriften berücksich-
tigt und korrekt angewendet“ (Schelkle, S. 11). 

 

Abschließend stellt der Sachverständige Schelkle fest:  
 

    „Aus sachverständiger Sicht ist nach Durchsicht 
der zur Verfügung gestellten Unterlagen festzu -
stellen, dass das geplante Vorhaben mit den ent-
sprechenden Auflagen genehmigungsfähig ist. Die 
durch das Bauvorhaben tangierten Bereiche Um-
welt, Natur, Immissions- Grundwasser- und Ge-
wässerschutz wurden von den Behörden im Rah-
men der Genehmigung umfänglich geprüft und 
sachgerecht gewürdigt. In den Fällen von erheb -
lichen Eingriffen wurden Kompensationsmaß -
nahmen angeordnet. Weiterhin wird durch ent -
sprechende Auflagen und Vorschriften Sorge getra-
gen, dass die von dem Vorhaben ausgehenden Ge-
fahren für die Schutzgüter Luft, Boden, Wasser, 
Flora und Fauna auf ein Mindestmaß reduziert 
werden“ (Schelkle, S. 12).  

 
Das Gutachten ist als Anlage diesem Bericht beige-
fügt (vgl. Anlage 1). 
 
2. Gutachten von Frau Dr. Cornelie Jäger – Bereich 

Tierwohl 
 
Frau Dr. Cornelie Jäger wurde vom Petitionsaus-
schuss beauftragt zu prüfen, ob sämtliche tierschutz-
rechtlich relevanten Bestimmungen in der Planung 
des Milchviehstalls vollständig umgesetzt und im Ge-
nehmigungsverfahren durch die zuständigen Behör-
den entsprechend berücksichtigt und angewendet 
wurden. Hierzu gehörten unter anderem, aber nicht 
nur, die baulichen Gegebenheiten des Stalls, die Or-
ganisation der Jungviehzucht und der Verbleib der 
männlichen Kälber, als auch die Futtermittelzusam-
mensetzung oder mögliche Gesundheitsgefahren 
durch das Ausbringen von Gärresten auf Grünfutter-
flächen. Abschließend sollte dargelegt werden, ob der 
geplante Stall in der jetzigen Form im Bereich Tier-
wohl genehmigungsfähig ist oder nicht.  
 

Laut Frau Dr. Jäger müssen bei der Betrachtung der 
tierschutzrelevanten Bestimmungen für den Bau einer 
Stallanlage drei Rechtsbereiche berücksichtigt werden 
(vgl. S. 3): 

a) Tierschutzrechtliche Vorgaben für die Haltung von 
Rindern 

 

b) Rechtliche Erfordernisse zur Biosicherheit 
 

c) Brandschutzvorgaben nach der Landesbauordnung 
 
Zu a): 
 
Frau Dr. Jäger zufolge liefern die bereitgestellten Un-
terlagen „keine Hinweise auf rechtswidrige Haltungs-
bedingungen“ im Bereich der tierschutzrechtlichen 
Vorgaben (vgl. S. 4). Allerdings ist der Rechtsrahmen 
in diesem Bereich sehr allgemein gehalten. Die Ma -
nagementpläne zur Betreuung und Versorgung der 
Tiere können aus ichrer Sicht erst im laufenden Be-
trieb überprüft werden. Für die geplanten 90 Kälber-
boxen gibt es festgeschriebene rechtliche Vorgaben. 
Eine Überprüfung war aufgrund der Aktenlage jedoch 
nicht möglich. 
 
Zu b): 
 
Bei den Rechtsvorgaben zur Biosicherheit stellt Frau 
Dr. Jäger fest, dass „zur Vermeidung von Kontamina-
tions- und Infektionsrisiken […] eine vollständige 
Trennung von Tierhaltung, Futterlager und Biogasan-
lage“ gewährleistet sein muss (vgl. S. 4/5). Die ge-
plante Umsetzung lässt sich an Hand der Unterlagen 
jedoch nicht nachvollziehen. Die Maßnahmen zur Ka-
daverentsorgung erscheinen ausreichend, auch wenn 
die Informationen zu Kadaververlagerung wenig de-
tailliert sind (vgl. Jäger, S. 4/5). 
 
Zu c): 
 
Das Brandschutzkonzept erfüllt Frau Dr. Jäger zufol-
ge grundsätzlich die Vorgaben der Landesbauord-
nung. Für die baulichen Besonderheiten wurden ent-
sprechende Kompensationsmaßnahmen beantragt. De -
tails zur Evakuierung im Brandfall bleiben jedoch un-
klar (vgl. Jäger, S. 4/5). 
 

In der Bewertung der baulichen Gegebenheiten stellt 
Frau Dr. Jäger verschiedene Einzelheiten fest, die 
„zwar wegen der wenigen und unbestimmten Rechts-
vorschriften für die Milchrinderhaltung die Genehmi-
gungsfähigkeit nicht beeinträchtigen, aber zu weiteren 
Einschränkungen des Normalverhaltens die den Tie-
ren führen dürften“ (vgl. S. 7). Bei den Fressgängen, 
den Liegeboxen und Trogtränken werden die derzei -
tigen Empfehlungen des Kuratoriums für Technik und 
Bauwesen in der Landwirtschaft e. V. (KTBL) oder 
der Tierärztlichen Vereinigung für Tierschutz e. V. 
ge rade so erfüllt oder sogar unterschritten.  
 

In der Bewertung des Jungtiermanagements führt 
Frau Dr. Jäger an, dass, bei konsequenter Durch-
führung des Kälbermanagements und insbesondere 
der Verwendung von geschlechtsdefiniertem (ge -
sexten) Sperma, ein „positiver Effekt im Sinne des 
Tierschutzes“ eintreten kann (vgl. S. 9). Höhere  
Kosten, Fehlerraten etc. könnten allerdings dazu 
führen, dass dieses Besamungsregime aufgegeben 
werden muss.  
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In ihrer zusammenfassenden Bewertung kommt Frau 
Dr. Jäger zu dem Ergebnis, dass „tierschutzrechtliche 
Mängel, die der Genehmigungsfähigkeit des Vorha-
bens entgegenstehen, […] derzeit nicht feststellbar 
sind. Dies liegt insbesondere am Mangel konkretisie-
render Rechtsvorgaben für den Bereich der Milchrin-
derhaltung. […] Nach dem derzeitigen Planungsstand 
ist bei gutem Management eine weitgehend tier -
gerechte Haltung in diesem Neubau möglich, es be-
stehen jedoch einige Risikopunkte, die insbesondere 
den Liegekomfort und das Sozialverhalten der Tiere 
betreffen (zu schmale Liegeboxen, zu schmale Fress -
gänge)“ (vgl. Jäger, S. 12/13.)  
 
Des Weiteren skizziert Frau Dr. Jäger mehrere Mög-
lichkeiten zur Optimierung des Bauvorhabens.  
 

Das Gutachten ist als Anlage diesem Bericht beige-
fügt (vgl. Anlage 2). 
 
3. Bewertung des Berichterstatters: 
 
Nach zahlreichen Gesprächen mit Expertinnen und 
Experten, einem Vor-Ort-Termin, und der Begutach-
tung durch externe Sachverständige konnten keine 
rechtlichen Gründe gegen den Bau des geplanten 
Milchviehstalles festgestellt werden. Zu diesem Schluss 
kommen sowohl das Landratsamt, das Ministerium 
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft im Einver-
nehmen mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit 
und Wohnungsbau, dem Ministerium für Ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz und dem Ministerium 
für Verkehr als auch die hinzugezogenen Sachver-
ständigen Herr Dipl.-Ing. agr. Gerhard Schelkle und 
Frau Dr. Cornelie Jäger. Damit scheint das Bauvorha-
ben aus Sicht des Berichterstatters genehmigungs-
fähig. Zur Kompensation von Eingriffen in Natur und 
Umwelt wurden entsprechende Auflagen gemacht. 
Dabei ist es von größter Bedeutung, dass die zuständi-
gen Fachbehörden in regelmäßigen Abständen die 
korrekte Einhaltung der Auflagen und Vorschriften 
überprüfen.  
 

Der Berichterstatter bedauert, dass das geplante Bau-
vorhaben in seiner jetzigen Ausführung gerade so den 
derzeit geltenden rechtlichen Mindestanforderungen 
entspricht und teilweise sogar hinter den gängigen 
Empfehlungen des Kuratoriums für Technik und Bau-
wesen in der Landwirtschaft e. V., der Tierärztlichen 
Vereinigung für Tierschutz e. V. oder des Europarats 
zurückbleibt.  
 

Das betrifft insbesondere den Tierkomfort und damit 
eine vorbildliche artgerechte Tierhaltung, wie bei-
spielsweise die Breite der Liegeboxen und der Fress -
gänge sowie die Anzahl der Trogtränken. Dadurch 
wird es zu weiteren Einschränkungen des Normalver-
haltens der Tiere kommen. Aus diesem Grund würde 
es der Berichterstatter begrüßen, wenn das Ministeri-
um und die Genehmigungsbehörden die Optimie-
rungsvorschläge der Gutachterin und des Gutachters 
als Auflage in die Genehmigung des Bauvorhabens 
aufnehmen.  
 

Die geführten Gespräche und insbesondere das Gut-
achten von Frau Dr. Cornelie Jäger machen deutlich, 

dass es, insbesondere im Bereich der Milchrinderhal-
tung, an konkreten tierschutzrechtlichen Rechtsvorga-
ben mangelt. Solche rechtlichen Mindestanforderun-
gen gibt es in der Tierschutz-Nutztierhaltungsverord-
nung derzeit nur für Kälber, Legehennen, Masthüh-
ner, Schweine, Kaninchen und Pelztiere.  
 

Der Vor-Ort-Termin des Petitionsausschusses hat aus 
Sicht des Berichterstatters gezeigt, dass viele Bürge-
rinnen und Bürger Sorgen vor einer Konzentration in-
tensiver Tierhaltung, dem Verdrängungswettbewerb 
zu Ungunsten der bäuerlichen Landwirtschaft, der 
Milchmengensteigerung und damit einhergehendem 
Preisverfall oder der Ausbreitung von Monokulturen 
zur Energiegewinnung haben.  
 

Allerdings ist festzustellen, dass das Baurecht sowie 
auch die tier-, umwelt-, natur-, immissions- und ge-
wässerschutzrelevanten Bestimmungen dieser gesell-
schaftlich gewünschten Form der Landwirtschaft, 
Tierhaltung und Agrarstruktur keine Rechnung tragen 
können. Die Überprüfung der einschlägigen Gesetz -
gebung des Bundes, insbesondere des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), des Bun -
des-Immissionsschutzgesetzes (BimSchG) und der Tier-
schutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutztV), er -
scheint hier wünschenswert. 
 

Tierhaltungsanlagen einer solchen Größe unterliegen 
der kommunalen Planungshoheit. Sie stellen kein pri-
vilegiertes Bauvorhaben im Außenbereich nach §35 
Abs. 1 BauGB dar. Sie können nur umgesetzt werden, 
wenn die Gemeinde vorab einen entsprechenden Be-
bauungsplan auflegt. 
 
Beschlussempfehlung: 
 

Die Petition wird der Regierung als Material 
überwiesen mit der Maßgabe, innerhalb ei-
nes Jahres dem Ausschuss über den weite-
ren Fortgang des Genehmigungsverfahrens 
sowie über die Berücksichtigung der Gut-
achten von Frau Dr. Jäger und Herrn Dipl.-
Ing. agr. Schelkle zu berichten. Im Übrigen 
kann der Petition nicht abgeholfen werden. 

 

Berichterstatter: Pix 
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3. Petition 16/1757 betr. Ausbau der Windenergie 
auf dem Höhenzug „Gschasi“ 

 
I. Gegenstand der Petition 
 
Der Petent wendet sich dagegen, dass das Regierungs-
präsidium als höhere Naturschutzbehörde die Ertei-
lung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung 
durch das Landratsamt für fünf im Bereich „Gschasi-
kopf“ geplante Windkraftanlagen (WKA) wegen der 
Betroffenheit des Auerhuhns ablehnt. Er kritisiert ins-
besondere die der Ablehnung zugrundeliegenden fach -
lichen Aussagen und die aus seiner Sicht unnötigen 
Verfahrensverzögerungen.  
 
II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
 
1. Kurze Schilderung des Sachverhalts 
 
Im Bereich „Gschasikopf“ ist die Errichtung von fünf 
Windenergieanlagen geplant. Der Antrag auf Ertei-
lung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung wurde im Dezember 2015 beim Landratsamt ge-
stellt.  
 

Dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren ist ein Flächennutzungsplanverfahren vorange-
gangen. Der Teilflächennutzungsplan Windkraft des 
Gemeindeverwaltungsverbandes (GVV) Elzach zur 
Ausweisung von Konzentrationszonen für die Errich-
tung von Windkraftanlagen im Bereich Gschasikopf 
wurde mit der Bekanntmachung am 22. Oktober 2015 
wirksam. 
 

Zudem wurde der Bereich Gschasikopf im Zuge der 
Teilfortschreibung des Kapitels Windenergie des Re-
gionalplans durch den Regionalverband als Vorrang-
gebiet für die Windenergienutzung aufgenommen. 
 

Die geplanten Windenergieanlagen befinden sich in-
nerhalb des Europäischen Vogelschutzgebietes 7915-
441. Das Vogelschutzgebiet dient u. a. dem Erhalt des 
Auerhuhns. Als Erhaltungsziel für das Auerhuhn wird 
in der Vogelschutzgebietsverordnung vom 5. Februar 
2010 u. a. die „Erhaltung der Lebensräume ohne Ge-
fahrenquellen wie Drahtzäune und Windkraftanlagen“ 
genannt. 
 

Sowohl im Rahmen der Flächennutzungsplanung als 
auch des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungs-
verfahrens waren neben der unteren Naturschutzbehör-
de beim Landratsamt u. a. die höhere Naturschutz-
behörde beim Regierungspräsidium und die Forstliche 
Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg 
eingebunden. Die Forstliche Versuchs- und For-
schungsanstalt Baden-Württemberg ist zwar nicht 
Teil der Naturschutzverwaltung und hat darüber hin-
aus keine Genehmigungskompetenz. Als für das Au-
erhuhn zuständige Fachstelle liefert sie aber fach liche 
Grundlagen für die naturschutzfachliche und -recht -
liche Beurteilung durch die zuständigen Genehmi-
gungsbehörden. 
 

Die höhere Naturschutzbehörde beim Regierungsprä-
sidium wurde als Trägerin öffentlicher Belange zum 
Gebiets- und Artenschutz und hier insbesondere we-

gen der Lage der geplanten Windenergieanlagen im 
Vogelschutzgebiet 7915-441 am Genehmigungsver-
fahren beteiligt. Das Vogelschutzgebiet ist Teil des 
Europäischen Schutzgebietsnetzwerks Natura 2000 
und unterliegt den gesetzlichen Bestimmungen der  
§§ 31 bis 36 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).  
 

Im Februar 2017 hat die Antragstellerin im laufenden 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
eine Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung für das 
Vorhaben vorgelegt. Diese kam zu dem Ergebnis, 
dass durch den Eingriff eine Verschlechterung der Er-
haltungsziele des Vogelschutzgebiets in Bezug auf 
das Auerhuhn zu befürchten sei. Zur Herstellung der 
Genehmigungsfähigkeit müssten funktionserhaltende 
Maßnahmen, sogenannte „Schadensbegrenzungsmaß-
nahmen“, im Umfang von 86,8 ha in räumlich-funk-
tionaler Nähe zum Standort des geplanten Eingriffs 
umgesetzt werden. 
 

Am 27. September 2017 hat das Regierungspräsidium 
dem Landratsamt und der Antragstellerin im Rahmen 
einer Besprechung mitgeteilt, dass es alle fünf geplan-
ten WEA aus naturschutzrechtlicher Sicht für nicht 
genehmigungsfähig hält und auch Schadensbegren-
zungsmaßnahmen aus tatsächlichen und rechtlichen 
Erwägungen heraus nicht möglich seien. Die Über-
sendung einer schriftlichen Stellungnahme mit der 
ausführlichen Begründung für die Ablehnung an das 
Landratsamt wurde angekündigt. 
 

Im Nachgang der Besprechung vom 27. September 2017 
wurde der Bürgermeister von Elzach vom Landrats -
amt als verfahrensführender Behörde über die Ge-
sprächsinhalte mit dem Regierungspräsidium infor-
miert. Das Regierungspräsidium veröffentlichte am 
25. Oktober 2017 eine Pressemitteilung, in der die ab-
lehnende Stellungnahme zum Windenergievorhaben 
im Bereich Gschasikopf thematisiert wurde.  
 

Auf Veranlassung des Ministeriums für Umwelt, Kli-
ma und Energiewirtschaft wurde die ablehnende Stel-
lungnahme des Regierungspräsidiums zunächst nicht 
an das Landratsamt weitergeleitet, da es weiteren Ge-
sprächsbedarf gab. Hierzu fand am 18. Dezember 
2017 ein Gespräch im Ministerium für Umwelt, Kli-
ma, und Energiewirtschaft mit Vertretern des Regie-
rungspräsidiums und der Forstlichen Versuchs- und 
Forschungsanstalt statt, bei dem die Sach- und Rechts-
lage im Zusammenhang mit dem geplanten Windpark 
im Bereich Gschasikopf noch einmal ausführlich erör-
tert wurde. 
 

Wegen der hier gegenständlichen Petition (neben der 
vorliegenden ist seit 27. Februar 2018 eine weitere 
Petition in dieser Sache anhängig) wurde die ableh-
nende Stellungnahme des Regierungspräsidiums mit 
Blick auf das Stillhalteabkommen bei Petitionen bis-
lang nicht an das Landratsamt übersandt. Eine ab -
schließende Entscheidung über den Genehmigungsan-
trag für die fünf geplanten WEA im Bereich Gschasi-
kopf durch das Landratsamt steht deshalb noch aus.  
 

Der Regionalverband hat vom 17. Juli 2017 bis zum 
20. Oktober 2017 das zweite Offenlage- und Beteili-
gungsverfahren des Kapitels Windenergie des Regio-
nalplans durchgeführt. Dabei wurde im Vergleich zur 
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ersten Offenlage das Vorranggebiet für Standorte re-
gionalbedeutsamer WEA Nr. 62 – Gschasikopf neu 
aufgenommen. Die Verbandsversammlung des Regio-
nalverbands hat am 25. Januar 2018 die Teilfort-
schreibung des Regionalplans – Kapitel 4.2.1 Wind-
energie – als Satzung beschlossen und anschließend 
mit Schreiben vom 8. Februar 2018 dem Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau zur Geneh-
migung vorgelegt. Die Teilfortschreibung Windener-
gie des Regionalplans wurde am 19. Dezember 2018 
mit Ausnahme des in der Raumnutzungskarte vorge-
sehenen Vorranggebiets Nr. 62 (Gschasikopf) geneh-
migt. Am 28. Dezember 2018 erfolgte durch den Re-
gionalverband die öffentliche Bekanntmachung der 
Erteilung der Genehmigung im Staatsanzeiger für Ba-
den-Württemberg, sodass die Teilfortschreibung des 
Regionalplans, Kapitel 4.2.1 „Windenergie“ mit Er-
gänzung der Vorranggebiete für Naturschutz und 
Landschaftspflege im Regionalteil Schwarzwald (Ka-
pitel 3.2) an diesem Tag verbindlich wurde.  
 
2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 

Würdigung 
 
Nachdem die fünf WKA sowie ein Teil der Zuwe-
gung des geplanten Windparks innerhalb des Europä -
ischen Vogelschutzgebietes 7915-441 liegen, beurteilt 
sich die Zulässigkeit des Vorhabens im Zusammen-
hang mit dem dortigen Auerhuhn-Vorkommen nicht 
nur nach den Vorschriften des besonderen Arten-
schutzes (§§ 44 f BNatSchG), sondern auch nach den 
Vorschriften des § 34 BNatSchG. Maßgeblich ist die 
Vereinbarkeit des Vorhabens mit den Erhaltungszie-
len und dem Schutzzweck des betroffenen Vogel-
schutzgebiets. Zur Beurteilung dieses Sachverhalts ist 
nach § 34 BNatSchG rechtlich zwingend eine Ver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen.  
 

Die höhere Naturschutzbehörde hat insbesondere die 
Betroffenheit des Auerhuhns im Bereich Gschasikopf 
sowohl unter Gesichtspunkten des Artenschutzes als 
auch von Natura 2000 geprüft. Hierbei wurde fest -
gestellt, dass das Vorhaben mit den Erhaltungszielen 
des betroffenen Vogelschutzgebiets für das Auerhuhn 
nicht vereinbar ist (§ 34 BNatSchG). Die durch die 
WEA verursachten erheblichen Beeinträchtigungen 
des Vogelschutzgebiets können auch nicht durch 
Schadensbegrenzungsmaßnahmen vermieden werden. 
Die Anlagen sind daher aus naturschutzrechtlichen 
Gründen nicht genehmigungsfähig.  
 

Die Petition hinterfragt anhand von zehn Punkten kri-
tisch das immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
verfahren für die fünf geplanten WKA im Bereich 
Gschasikopf. Zu den aufgeführten Punkten wird wie 
folgt Stellung genommen: 
 
Frage 1 
 
Der Petent fragt, warum das Genehmigungsverfahren 
von den beteiligten Behörden nicht gleich zu Beginn 
„gestoppt“ wurde, nachdem das Vogelschutzgebiet 
und das Auerhuhn schon im Flächennutzungsplanver-
fahren thematisiert wurden.  
 

Die Auerhuhn-Vorkommen und die Lage des Vorha-
bens im Vogelschutzgebiet 7915-441 wurden bereits 
im Flächennutzungsplanverfahren erörtert. Eine ver-
tiefte Prüfung wurde aber bewusst auf das unmittelbar 
nachfolgende immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsverfahren abgeschichtet; u. a. deshalb, weil erst 
hier ein für eine abschließende Beurteilung aus -
reichender Konkretisierungsgrad des Vorhabens er-
reicht wurde (z. B. Anzahl der Anlagen, genaue Anla-
genstandorte). 
 

Im Verlauf des immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahrens waren die Auerhuhn-Vorkommen 
im Bereich Gschasikopf und die Vereinbarkeit des ge-
planten Windparks mit den Erhaltungszielen des Vo-
gelschutzgebiets 7915-441 Gegenstand zahlreicher 
Besprechungen. So wurden u. a. die Antragsunterlagen 
aufgrund entsprechender Forderungen der zuständigen 
Behörden mehrfach überarbeitet und Umplanungen 
vorgenommen. Ausweislich der Besprechungsproto-
kolle wurde vonseiten aller Beteiligter nach Wegen 
gesucht, eine Genehmigungsfähigkeit trotz des nach-
weislich bestehenden Auerhuhn-Vorkommens im Be-
reich Gschasikopf zu erreichen. Im Februar 2017 hat 
die Antragstellerin den Behörden eine Natura 2000-
Verträglichkeitsprüfung gemäß den Vorgaben des  
§ 34 BNatSchG vorgelegt. Da die methodische Be-
trachtung der Betroffenheit des Auerhuhns durch die 
Gutachter der Antragstellerin nach Ansicht der höhe-
ren Naturschutzbehörde nicht den anerkannten fach -
lichen Standards entsprach, hat diese eine vertiefende 
Betrachtung zur Natura 2000-Verträglichkeit des Vor-
habens vorgenommen. Dabei wurde festgestellt, dass 
das Vorhaben mit Blick auf das Auerhuhn nicht mit 
den Erhaltungszielen des betroffenen Vogelschutzge-
biets vereinbar ist. Diese Sachlage war für die zustän-
digen Behörden bis zur Vorlage und anschließenden 
Vornahme der Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung 
nicht erkennbar. Vor diesem Hintergrund gab es we-
der eine Veranlassung noch eine Rechtsgrundlage, 
das laufende Genehmigungsverfahren vorzeitig zu be-
enden.  
 
Frage 2 
 
Weiterhin wird gefragt, auf welchen methodischen 
Grundlagen und auf welcher Untersuchungskulisse 
die vom Regierungspräsidium angeführten „neuen“ 
Erkenntnisse der Forstlichen Versuchs- und For-
schungsanstalt basieren und wie diese sich von denen 
aus früheren Jahren unterscheiden. 
 

Die Erkenntnisse der Forstlichen Versuchs- und For-
schungsanstalt zur Verbreitung des Auerhuhns basieren 
auf dem fortlaufenden Monitoring. Dieses umfasst u. a.: 
 

‒  Die Erhebung direkter und indirekter Nachweise 
des Auerhuhns im Rahmen eines Zufallsmonito-
rings, (jede Auerhuhn-Sichtung und alle Funde in-
direkter Nachweise können direkt bei der Forst -
lichen Versuchs- und Forschungsanstalt oder bei 
den Wildtierbeauftragten der Landkreise gemeldet 
werden); 

 

‒  jährliche Zählungen balzender Hähne an allen be-
kannten Balzplätzen durch die örtlichen Revierlei-
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tenden, Jagdausübenden und Ornithologinnen und 
Ornithologen (die Meldungen werden durch die 
Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt zusam-
mengetragen) sowie 

 

‒  die räumliche Erfassung der Balzplätze mit Angabe 
der Zahl balzender Hähne/Balzplatz seit 1993 für 
jedes fünfte Jahr. 

 

Aus den Auerhuhn-Meldungen werden alle fünf Jahre 
die Verbreitungsgebiete abgegrenzt. Für diese Ab-
grenzung werden jeweils die Nachweise und Daten 
des laufenden Jahres und der vorangegangenen vier 
Jahre herangezogen. 
 

Angaben zur Bestandsentwicklung des Auerhuhns im 
Schwarzwald können der Publikation „Rückgang von 
Bestand und Verbreitung des Auerhuhns Tetrao uro-
gallus im Schwarzwald“ von Coppes et al. aus dem 
Jahr 2016 entnommen werden. Dort wird ausgeführt, 
dass die aktuelle Populationsentwicklung des Auer-
huhns im gesamten Schwarzwald stark rückläufig ist. 
Für das Jahr 2016 wird der Gesamtbestand auf 206 
Hähne geschätzt. Daraus ergibt sich eine Gesamt -
population von derzeit ca. 400 Individuen. Darüber 
hinaus hat das Regierungspräsidium zur Prüfung des 
Vorhabens die im Zuge des immissionsschutzrecht -
lichen Genehmigungsverfahrens von der Forstlichen 
Versuchs- und Forschungsanstalt eingebrachte fach -
liche Stellungnahme vom Mai 2017 sowie die arten-
schutzfachlichen Gutachten der Antragstellerin heran-
gezogen. 
 
Frage 3 
 
Der Petent möchte wissen, wem die Erhebung der 
Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt zur Ver-
fügung steht und wo diese Erkenntnisse einsehbar sind. 
 

Der Aktionsplan Auerhuhn aus dem Jahr 2008 ist un-
ter der Adresse http://www.forstbw.de/schuetzen-be-
wahren/waldnaturschutz/gesamtkonzeption-waldna-
turschutz/bestehende-naturschutzfachliche-pro-
gramme-und-konzepte/menue/aktionsplan-auerhuhn/ 
abrufbar. 
 

Die auerhuhnrelevanten Flächen im Schwarzwald 
sowie die „Planungsgrundlage Windkraft und Auer-
huhn“ sind unter der Adresse http://www.fva-
bw.de/indexjs.html?http://www.fva-bw.de/for-
schung/bui/windenergie_auerhuhn.html abrufbar. 
 

Die oben genannte Publikation von Coppes et al. aus 
dem Jahr 2016 zur Populationsentwicklung des Auer-
huhns im Schwarzwald ist in der Zeitschrift „Ornitho-
logischer Beobachter“, Band 113, Heft 3 erschienen. 
Der Beitrag ist unter der Adresse https://www.ala-
schweiz.ch/index.php/ornithologischer-beobachter/al-
le-ausgaben?Heftid=865 kostenfrei abrufbar. 
 

Eine aktuelle Karte der Auerhuhn-Verbreitung in Ba-
den-Württemberg kann unter https://www.wildtiermo-
nitoring.de/ (Auerhuhn, Nachweise in Baden-Würt-
temberg) abgerufen werden. Die Karte zeigt die Auer-
huhnverbreitung 2013 in einem Raster von 3 x 3 km2. 
 

Konkrete Nachweispunkte des Auerhuhns werden mit 
Blick auf die hohe Störungsempfindlichkeit dieser Art 

aus Artenschutzgründen nicht der Öffentlichkeit zur 
Verfügung gestellt. Allerdings können die Antragsun-
terlagen sowie die dazugehörigen Stellungnahmen der 
beteiligten Fachbehörden bei der zuständigen Geneh-
migungsbehörde, in diesem Fall dem Landratsamt, 
angefordert werden. 
 
Frage 4 
 
Der Petent möchte wissen, ob zum Zeitpunkt, als 
man sich im Rahmen der Fortschreibung des 
Flächennutzungsplans mit der positiven Ausweisung 
von Windkraftstandorten auseinandergesetzt hat und 
die Lage für das Auerhuhn noch nicht so kritisch 
war, eine Genehmigung der Anlagen wahrscheinlich 
gewesen wäre und ob sich das lange Genehmigungs-
verfahren auf die Genehmigungssituation negativ 
ausgewirkt habe. 
 

Zum Zeitpunkt der Stellungnahme der Forstlichen 
Versuchs- und Forschungsanstalt zum immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren vom Mai 
2017 lagen für den gesamten beplanten Bereich so -
wie dessen näheres Umfeld (1km-Radius) insgesamt 
70 Nachweispunkte für das Auerhuhn vor. Davon 
wurden 26 vor und 44 nach dem Jahr 2000 erbracht. 
Der Großteil der nach 2000 erbrachten Nachweise 
stammt aus dem Zeitraum 2013 bis 2016. Hieraus 
wird ersichtlich, dass in dem beplanten Bereich 
schon seit vielen Jahren Auerhuhn-Vorkommen be-
legt sind.  
 

Nach einer Stabilisierung der Bestände auf niedrigem 
Niveau (etwa 300 balzende Hähne) setzte in den Jah-
ren 2013/2014 eine stark rückläufige Bestandsent-
wicklung des Auerhuhns ein (vgl. Coppes et al. 2016). 
Bereits vor dem aktuell beobachteten Rückgang war 
der Erhaltungszustand des Auerhuhns kritisch, da die 
Mindestanzahl an Individuen für eine überlebensfä -
hige Population (ca. 500 Tiere bzw. 250 balzende 
Hähne für den gesamten Schwarzwald nach Grimm & 
Storch 2000) nur knapp überschritten wurde. 
 

Vor diesem Hintergrund ist nicht davon auszugehen, 
dass zu einem früheren Zeitpunkt eine Vereinbarkeit 
des Vorhabens mit den für das Auerhuhn formulierten 
Erhaltungszielen im betroffenen Vogelschutzgebiet 
hätte konstatiert werden können. 
 
Frage 5 
 
Es wird weiter vorgetragen, dass die Auerhuhnpo -
pulation deutlich unter die von der Forstlichen Ver-
suchs- und Forschungsanstalt als für den Fortbestand 
kritischen Grenze von 300 Exemplaren gesunken sei, 
und das, obwohl im Bereich des Gschasikopfes noch 
keine einzige Windenergieanlage steht. Das Störungs-
verbot könne hier also noch nicht greifen, dagegen sei 
als Grund für den Rückgang ein Zusammenhang mit 
der Klimaerwärmung nicht auszuschließen. Wenn die 
Auerhahnpopulation im Schwarzwald nicht zu halten 
sei, was nach Expertenansicht ja der Fall sein wird, 
stelle sich die Frage, welcher Vogel dann von der 
Höheren Naturschutzbehörde als Grundlage ihrer Ab-
lehnung heranzuziehen ist. 
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Zur Bestandsentwicklung und Nachweislage im Be-
reich des Gschasikopfes wird auf die Ausführungen 
zu Frage 4 verwiesen. 
 

Die Ursachen für die beobachtete Bestandsentwick-
lung sind vielfältig und können nicht auf einen einzel-
nen Faktor verengt werden. Eine ausführliche Diskus-
sion möglicher Rückgangsursachen kann beispiels-
weise Coppes et al. 2016 entnommen werden (siehe 
Ausführungen zu Frage 3). Neben Effekten des Kli-
mawandels führen die Autoren eine zunehmende Ver-
schlechterung der Lebensraumsituation durch eine 
veränderte Waldbewirtschaftung, ein erhöhtes Aus-
sterberisiko durch Fragmentierung der verbleibenden 
Teilpopulationen sowie störende Einflüsse durch Frei-
zeitnutzung an. Die Forstliche Versuchs- und For-
schungsanstalt geht davon aus, dass Windenergieanla-
gen langfristig Auswirkungen auf die Raumnutzung 
haben sowie Störungen der Reproduktion und des Di-
spersionsverhalten (Populationsverbund) hervorrufen 
können. Die Auswirkungen von Windenergieanlagen 
auf das Auerhuhn sind Gegenstand eines umfangrei-
chen Forschungsvorhabens bei der Forstlichen Ver-
suchs- und Forschungsanstalt (http://www.auerhuhn-
windenergie.de/). 
 

Im Übrigen wird darauf verwiesen, dass die zuständi-
gen Genehmigungsbehörden bei der Beurteilung der 
Zulässigkeit von Vorhaben die Sachlage zum Zeit-
punkt der Genehmigungserteilung zu Grunde zu legen 
haben.  
 
Frage 6 
 
Der Petent möchte wissen, ob es richtig ist, dass in 
anderen Lebensräumen des Auerhahns, die zivilisa-
torisch zum Beispiel durch Wintersport stärker ge-
nutzt werden (siehe Feldberg), dem Auerwild ein ge-
ringerer Schutzwert zugeordnet wird als im Bereich 
Gschasikopf. 
 

Die Bestimmungen des § 34 BNatSchG gelten unab-
hängig von Art und Ort der Beeinträchtigung. Bei der 
Bewertung der Beeinträchtigungen sind die jeweili-
gen Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen. 
 
Frage 7 
 
Der Petent führt weiter an, dass Ausgleichsmaßnah-
men mit dem Ziel, den Lebensraum des Auerwilds zu 
verbessern, nun obsolet seien. Die Stadt wisse nicht, 
wie sie die von der Behörde geforderten Maßnahmen 
finanzieren soll. Der Petent bittet daher, zu prüfen, 
wie es möglich sei, dass sich die von der Forstlichen 
Versuchs- und Forschungsanstalt geforderte Größe 
der Ausgleichsflächen von anfangs 16 ha über 30, 90, 
240 auf aktuelle 120 ha habe entwickeln können. Hier 
sei keine Planungssicherheit gegeben. 
 

Eine Beeinträchtigung des Vogelschutzgebietes kann 
vermieden werden, wenn geeignete und den recht -
lichen Vorgaben entsprechende Schadensbegrenzungs -
maßnahmen möglich sind. Die zu Beginn des Geneh-
migungsverfahrens hierzu diskutierten Flächengrößen 
waren noch nicht abschließend ermittelt. Flächen, die 
Gegenstand der Besprechungen in früheren Verfah-

rensstadien waren, waren mit dem Regierungspräsi -
dium als höherer Naturschutzbehörde noch nicht ab-
gestimmt und stellten somit keine verbindlichen Pla-
nungsgrundlagen dar. Die bisherigen Flächenermitt-
lungsansätze entsprachen zudem nicht anerkannten 
fachmethodischen Standards. Das Regierungspräsidi-
um ermittelte im Herbst 2017 eine Fläche von 231 ha 
erheblich beeinträchtigter Lebensstätten. Diese Flächen 
sind zumindest im Verhältnis 1 : 1 auszugleichen. 
Nach den strengen Maßstäben der Rechtsprechung 
geeignete Flächen im räumlich-funktionalen Zusam-
menhang festzulegen, hält das Regierungspräsidium 
angesichts der Größe des Flächenbedarfs und der ört-
lichen Situation für nicht möglich. 
 

Die Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt legt 
ihren Berechnungen standardmäßig die „Auerhuhn-
prioritäts“-Flächen nach dem Aktionsplan Auerhuhn 
(siehe Ausführungen zu Frage 3) zu Grunde. Dabei 
finden alle Flächen der „Auerhuhnpriorität“ 1, 2 und 3 
Berücksichtigung. Auf diesen Flächen nimmt die 
Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt eine über 
pauschale Eignungsfaktoren errechnete Habitateig-
nung an. Die Eignungsfaktoren basieren auf Erfah-
rungswerten. Für Flächen der „Auerhuhnpriorität“ 1 
wird eine pauschale Eignung von 40 %, für Flächen 
der „Auerhuhnpriorität“ 2 eine pauschale Eignung 
von 30 % und für Flächen der „Auerhuhnpriorität“ 3 
eine pauschale Eignung von 20 % zu Grunde gelegt. 
Für das Vorhaben am Gschasikopf kommt die Forst -
liche Versuchs- und Forschungsanstalt so auf eine 
Fläche von rund 87 ha, die durch den Eingriff beein-
trächtigt wird und entsprechend auszugleichen wäre. 
 

Die Forstliche Versuchs- und Forschungsanstalt weist 
darauf hin, dass dieser Ansatz ausschließlich für die 
Ermittlung des Umfangs notwendiger Vermeidungs-
maßnahmen mit Blick auf die artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände nach § 44 Absatz 1 BNatSchG 
Geltung beansprucht. Aufgrund der strengeren Vorga-
ben nach der Vogelschutzrichtlinie muss bei der Ab-
grenzung der Lebensstätten – anders als im Arten-
schutzrecht – neben den aktuellen Vorkommen auch 
das Aufwertungs- und Entwicklungspotenzial des Le-
bensraumes in den Blick genommen werden. Im Hin-
blick auf die Lebensstättenbetrachtung in Vogel-
schutzgebieten schließt sich die Forstliche Versuchs- 
und Forschungsanstalt daher dem Ansatz des Regie-
rungspräsidiums an. 
 
Frage 8 
 
In der Petition werden weiterhin die vielen personel-
len Zuständigkeiten bemängelt, die im Zeitraum von 
2013 bis 2016 in den Referaten 55 und 56 des Re-
gierungspräsidiums und bei der Forstlichen Ver-
suchs- und Forschungsanstalt festzustellen waren. 
Sowohl beim Regierungspräsidium als auch bei der 
Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt gab es 
immer wieder neue Ansprechpartner. Es wird in Fra-
ge gestellt, ob angesichts dieser Situation ein gleich-
bleibender Wissensstand unter den Mitarbeitenden 
und eine zuverlässige, gleiche Bewertung der Fak-
tenlage, also eine Planungssicherheit, gewährleistet 
waren. 
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Aufgrund des Umfangs, der Komplexität und der Dau-
er des Verfahrens waren fortlaufend mehrere Mitarbei-
tende des Regierungspräsidiums in den verschiedenen 
Verfahrensstadien eingebunden. Dass es zu Bearbeiter-
wechseln kommt, ist in großen Behörden wie den Re-
gierungspräsidien nichts Ungewöhnliches und ist auch 
nicht zu vermeiden. Qualitätsverluste gab es in den be-
troffenen Referaten des Regierungspräsidiums nicht. 
Zudem war das Landratsamt als verfahrensführende 
Behörde im Genehmigungsverfahren primärer An-
sprechpartner für die Antragstellerin. Auch in der 
Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt sind Be-
arbeiterwechsel nichts Ungewöhnliches. Ein gleich-
bleibender und transparenter Bearbeitungsstand ist aber 
durch die immer festgelegten Beurteilungsgrundlagen 
Windkraftkategorie Auerhuhn und den Aktionsplan 
Auerhuhn gewährleistet. Auch bei einem Bearbeiter-
wechsel ändert sich nichts an den Bewertungskriterien. 
 
Frage 9 
 
Der Petent bittet um Stellungnahme, wie der Umstand 
bewertet wird, dass eine Bürgerinitiative bereits in 
derselben Ausgabe der Badischen Zeitung schriftlich 
zur Pressemitteilung des Regierungspräsidiums Stel-
lung beziehen konnte, während die Verantwortlichen 
der Kommunalpolitik die Inhalte der Stellungnahme 
der oberen Naturschutzbehörde „offiziell“ erst über 
diese Pressemitteilung erfahren haben. 
 

Das Regierungspräsidium hatte vorab keine Presse-
mitteilung herausgegeben, zu der hätte Stellung ge-
nommen werden können. In der Besprechung am  
27. September 2017 wurden den Vertreterinnen und 
Vertretern des Landratsamtes die wesentlichen Inhalte 
der abschließenden Stellungnahme des Regierungs-
präsidiums vorgestellt. Unmittelbar danach wurde der 
Bürgermeister vom Landratsamt als verfahrensfüh -
rende Behörde über die Gesprächsinhalte persönlich 
informiert. Ein weiteres seitens des Regierungspräsi-
diums angebotenes Gespräch wurde nicht gewünscht. 
In einem Presseartikel vom 6. Oktober 2017 äußerte 
sich der Gemeindeverwaltungsverband zu der „Ab-
lehnung“ durch die Höhere Naturschutzbehörde. Das 
Regierungspräsidium gab erst danach – nämlich am 
25. Oktober 2017 – eine Pressemitteilung heraus.  
 
Frage 10 
 
Der Petent sieht durch das Verfahren im Zusammen-
hang mit dem geplanten WEA-Vorhaben am Gschasi-
kopf politische Gremien mit ihrem über alle Fraktio-
nen getragenen Willen zum Ausbau der Windenergie 
im Oberen Elztal missachtet. Er stellt sich die Frage, 
wie unter diesen Umständen noch Kandidatinnen und 
Kandidaten für das politische Ehrenamt ernsthaft über -
zeugt werden können. 
 

Dass der Ausbau der Windenergienutzung als wichti-
ger Baustein der Energiewendepolitik der Landesre-
gierung vorangetrieben werden muss, steht außer Fra-
ge. Dazu bedarf es engagierter Gremien auf kommu-
naler Ebene, die ihren Beitrag z. B. durch eine ent-
sprechende Bauleitplanung leisten. Dies hat u. a. die 
Stadt Elzach in vorbildlicher Weise getan. 
 

Neben der Schaffung der bauplanungsrechtlichen 
Voraussetzungen für Windenergievorhaben bedarf es 
aber auch des immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahrens, um sicherzustellen, dass das Vorha-
ben mit den betroffenen Belangen vor Ort in Einklang 
steht. Naturgemäß kann das Ergebnis der Prüfung die-
ser Belange im Rahmen des immissionsschutzrecht -
lichen Genehmigungsverfahrens nicht vorweggenom-
men werden. Dies gilt insbesondere dann, wenn im 
Zuge der Bauleitplanung die detaillierte Prüfung ein-
zelner Aspekte notwendigerweise auf das nachgela-
gerte Verfahren verschoben wird. 
 

Gerade das behördliche Handeln entlang rechtlicher 
Festlegungen ist Ausweis eines funktionierenden 
Rechtstaats, der politische Arbeit erst möglich macht.  
 
Beschlussempfehlung: 
 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
 

Berichterstatterin: Böhlen 
 
 
 
 
 
4. Petition 16/2013 betr. Windpark Gschasikopf 
 
I. Gegenstand der Petition 
 
Die Petenten wenden sich gegen die Erteilung einer 
Genehmigung von fünf auf dem Gschasikopf geplan-
ten Windenergieanlagen (WEA) durch das Landrats -
amt. 
 

Weiterhin begehren die Petenten die Genehmigung 
der am 25. Januar 2018 als Satzung beschlossenen 
Teilfortschreibung des Regionalplans, Kapitel 4.2.1 
„Windenergie“ mit Ergänzung der Vorranggebiete für 
Naturschutz und Landschaftspflege im Regionalteil 
Schwarzwald (Kapitel 3.2) durch das zuständige Mi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau zu 
untersagen, soweit darin ein Vorranggebiet für Stan-
dorte regionalbedeutsamer WEA im Bereich Gschasi-
kopf festgelegt wird. 
 
II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
 
1. Sachverhalt 
 
Im Bereich Gschasikopf ist die Errichtung von fünf 
Windenergieanlagen geplant. Der Antrag auf Er -
teilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung wurde im Dezember 2015 beim Landratsamt ge-
stellt.  
 

Die geplanten WEA befinden sich innerhalb des Eu-
ropäischen Vogelschutzgebietes 7915-441. Das Vo-
gelschutzgebiet dient u. a. dem Erhalt des Auerhuhns. 
Als Erhaltungsziel für das Auerhuhn wird in der Vo-
gelschutzgebietsverordnung vom 5. Februar 2010 u. a. 
die „Erhaltung der Lebensräume ohne Gefahrenquel-
len wie Drahtzäune und Windkraftanlagen“ genannt.  
 

Die höhere Naturschutzbehörde beim Regierungsprä-
sidium wurde als Trägerin öffentlicher Belange zum 
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Gebiets- und Artenschutz und hier insbesondere we-
gen der Lage der geplanten WEA im Vogelschutz -
gebiet 7915-441 am Genehmigungsverfahren betei-
ligt. Das Vogelschutzgebiet ist Teil des Europäischen 
Schutzgebietsnetzwerks Natura 2000 und unterliegt 
den gesetzlichen Bestimmungen der §§ 31 bis 36 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG).  
 

Im Februar 2017 hat die Antragstellerin im laufenden 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren 
eine Natura 2000-Verträglichkeitsprüfung für das 
Vorhaben vorgelegt. Diese kam zu dem Ergebnis, 
dass durch den Eingriff eine Verschlechterung der Er-
haltungsziele des Vogelschutzgebiets in Bezug auf 
das Auerhuhn zu befürchten sei. Zur Herstellung der 
Genehmigungsfähigkeit müssten funktionserhaltende 
Maßnahmen, sogenannte „Schadensbegrenzungsmaß-
nahmen“, im Umfang von 86,6 ha in räumlich-funk-
tionaler Nähe zum Standort des geplanten Eingriffs 
umgesetzt werden.  
 

Am 27. September 2017 hat das Regierungspräsidium 
dem Landratsamt und der Antragstellerin im Rahmen 
einer Besprechung mitgeteilt, dass es alle fünf geplan-
ten WEA aus naturschutzrechtlicher Sicht für nicht 
genehmigungsfähig hält und auch Schadensbegren-
zungsmaßnahmen aus tatsächlichen und rechtlichen 
Erwägungen nicht möglich seien. Im Nachgang der 
Besprechung vom 27. September 2017 wurde der 
Bürgermeister von Elzach vom Landratsamt als ver-
fahrensführende Behörde über die Gesprächsinhalte 
mit dem Regierungspräsidium informiert.  
 

Auf Veranlassung des Ministeriums für Umwelt, Kli-
ma und Energiewirtschaft wurde die ablehnende Stel-
lungnahme des Regierungspräsidiums zunächst nicht 
an das Landratsamt weitergeleitet, da es weiteren Ge-
sprächsbedarf gab. Hierzu fand am 18. Dezember 2017 
ein Gespräch im Ministerium für Umwelt, Klima und 
Energiewirtschaft mit Vertretern des Regierungspräsi-
diums und der Forstlichen Versuchs- und Forschungs-
anstalt Baden-Württemberg statt, bei dem die Sach- 
und Rechtslage im Zusammenhang mit dem geplanten 
Windpark im Bereich Gschasikopf noch einmal aus-
führlich erörtert wurde.  
 

Wegen der hier gegenständlichen Petition wurde die 
ablehnende Stellungnahme des Regierungspräsidiums 
mit Blick auf das Stillhalteabkommen bei Petitionen 
bislang nicht an das Landratsamt übersandt. Eine ab-
schließende Entscheidung über den Genehmigungsan-
trag für die fünf geplanten WEA im Bereich Gschasi-
kopf durch das Landratsamt steht deshalb noch aus. 
 

Der Regionalverband hat vom 17. Juli 2017 bis zum 
20. Oktober 2017 das zweite Offenlage- und Beteili-
gungsverfahren des Kapitels Windenergie des Regio-
nalplans durchgeführt. Dabei wurde im Vergleich zur 
ersten Offenlage das Vorranggebiet für Standorte re-
gionalbedeutsamer WEA Nr. 62 – Gschasikopf neu 
aufgenommen. Die Verbandsversammlung des Regio-
nalverbands hat am 25. Januar 2018 die Teilfort-
schreibung des Regionalplans – Kapitel 4.2.1 Wind-
energie – als Satzung beschlossen und anschließend 
mit Schreiben vom 8. Februar 2018 dem Ministerium 
für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau zur Geneh-

migung vorgelegt. Die Teilfortschreibung Windener-
gie des Regionalplans wurde am 19. Dezember 2018 
mit Ausnahme des in der Raumnutzungskarte vorge-
sehenen Vorranggebiets Nr. 62 (Gschasikopf) geneh-
migt. Am 28. Dezember 2018 erfolgte durch den Re-
gionalverband die öffentliche Bekanntmachung der 
Erteilung der Genehmigung im Staatsanzeiger für Ba-
den-Württemberg, sodass die Teilfortschreibung des 
Regionalplans, Kapitel 4.2.1 „Windenergie“ mit Er-
gänzung der Vorranggebiete für Naturschutz und 
Landschaftspflege im Regionalteil Schwarzwald (Ka-
pitel 3.2) an diesem Tag verbindlich wurde.  
 
2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 

Würdigung 
 
a) Ziffer 1 der Petition – Immissionsschutzrechtliches 

Genehmigungsverfahren 
 
Die Petenten kritisieren das immissionsschutzrecht -
liche Genehmigungsverfahren für die fünf geplanten 
WEA im Bereich Gschasikopf insbesondere mit ar-
ten- und landschaftsschutzrechtlichen Argumenten. 
Weitere Argumente der Petenten behandeln die Themen 
Lärm, Infraschall, Schattenwurf, Befeuerung, Brand-
schutz, Eiswurf und Erdbeben.  
 

Nachdem die fünf WEA sowie ein Teil der Zuwegung 
des geplanten Windparks innerhalb des Europäischen 
Vogelschutzgebietes (VSG) 7915-441 liegen, beur-
teilt sich die Zulässigkeit des Vorhabens im Zusam-
menhang mit der dortigen Auerhuhnpopulation nicht 
nur nach den Vorschriften des besonderen Arten-
schutzes (§§ 44 f. BNatSchG), sondern auch nach § 34 
BNatSchG. Maßgeblich ist die Vereinbarkeit des 
Vorhabens mit den Erhaltungszielen und dem 
Schutz zweck des betroffenen Vogelschutzgebiets. 
Zur Beurteilung dieses Sachverhalts ist nach § 34 
Abs. 1 BNatSchG zwingend eine Verträglichkeits -
prüfung durchzuführen.  
 

Die höhere Naturschutzbehörde hat insbesondere die 
Betroffenheit des Auerhuhns im Bereich Gschasikopf 
sowohl unter Gesichtspunkten des Artenschutzes als 
auch von Natura 2000 geprüft. Hierbei wurde festge-
stellt, dass das Vorhaben mit den Erhaltungszielen des 
betroffenen Vogelschutzgebiets für das Auerhuhn 
nicht vereinbar ist (§ 34 BNatSchG). Die durch die 
WEA verursachten erheblichen Beeinträchtigungen 
des Vogelschutzgebiets können auch nicht durch 
Schadensbegrenzungsmaßnahmen vermieden werden. 
Die Anlagen sind daher aus naturschutzrechtlichen 
Gründen nicht genehmigungsfähig.  
 

Auch wenn die Anlagen schon aus naturschutzrecht -
lichen Gründen nicht genehmigungsfähig erscheinen, 
wird zum weiteren Vortrag der Petenten wie folgt 
Stellung genommen: 
 
aa) Landschaftsschutz 
 
Die WEA haben Auswirkungen auf das Schutzgut 
„Landschaftsbild“. Die Beeinträchtigung kann nicht 
vermieden oder in angemessener Zeit ausgeglichen 
oder ersetzt werden. In einem solchen Fall kann 
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gemäß § 15 Abs. 5 BNatSchG der Eingriff zugelassen 
werden, wenn die für das Projekt sprechenden Gründe 
die Belange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege überwiegen. Die hierfür erforderliche Abwä-
gung kann dahinstehen, weil das Vorhaben bereits 
nach § 34 BNatSchG unzulässig ist. Sofern die für die 
WEA sprechenden Gründe überwiegen würden und 
die Anlagen ansonsten genehmigungsfähig wären, 
hätte der Verursacher des Eingriffs gemäß § 15 Abs. 6 
BNatSchG Ersatz in Geld zu leisten. Die Höhe der Er-
satzzahlung richtet sich nach der Ausgleichsabgaben-
verordnung (AAVO). 
 
bb) Lärm, Infraschall, Schattenwurf, Befeuerung 
 
Entgegen der Auffassung der Petenten handelt es sich 
nicht um gemessene Lärmwerte in Bezug auf die 
WEA, sondern um Prognosewerte. Die fachtechni-
sche Prüfung des Landratsamtes vom 2. Mai 2017 hat 
ergeben, dass bei antragsgemäßer Ausführung des 
Vorhabens keine schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Schallemissionen sowie periodischen Schatten-
wurf zu besorgen sind. Die entsprechenden Prognosen 
halten – auch nach Angaben der Petenten – die zuläs-
sigen Werte ein. Danach lag in Bezug auf die Schall -
immissionsprognose der höchste prognostizierte Wert 
mit nachts 37 dB(A) um 8 dB(A) unter dem Beurtei-
lungspegel von 45 dB(A). Danach sind schäd liche 
Umwelteinwirkungen durch Lärm, selbst bei der von 
den Petenten geltend gemachten Überschreitung der 
Prognosewerte, nicht ersichtlich. Entgegen den Be-
fürchtungen der Petenten leisten WEA keinen wesent-
lichen Beitrag zum Infraschall. Entsprechend der Stu-
die der LUBW mit Bericht Februar 2016 „Tieffre-
quente Geräusche inklusive Infraschall von Wind-
kraftanlagen und anderen Quellen“ liegen die Infra -
schallpegel in der Umgebung von WEA auch im Nah-
bereich zwischen 150 und 300 m deutlich unterhalb 
der Wirkungsschwelle. In 700 m Abstand von WEA 
erhöhte sich der gemessene Infraschall-Pegel nicht 
mehr nennenswert. 
 

Bei den von den Widerspruchsführern geltend ge-
machten Blinkzeichen handelt es sich aufgrund der 
geringen Lichtstärke der Nachtbefeuerung der WEA, 
welche aus Gründen der Luftsicherheit erfolgt, und 
der vergleichsweise großen Abstände zu Wohnnut-
zungen um nicht erhebliche Immissionen. Zudem 
kann in den Nebenbestimmungen verfügt werden, 
dass zur Reduzierung der Immissionen die Befeurung 
der WEA zu synchronisieren sind. 
 
cc) Brandschutz, Eiswurf, Erdbeben 
 
Die Brandgefahr ist für alle fünf WEA aufgrund der 
vorhandenen Topographie und Waldstruktur gering, 
jedoch besteht aufgrund von möglichen Sekundär-
bränden nach Brandausbruch in einer WEA eine kon-
krete Waldbrandgefahr. Daher ist in Anlehnung an 
den Sicherheitsabstand bei Eisgefahr ein Sicherheits-
abstand von 400 m um die jeweilige WEA erforder-
lich. Ergänzend zum vorgelegten ganzheitlichen 
Brand schutzkonzept wird ein Feuerwehrplan nach 
DIN 14095 für alle fünf WEA gefordert. 
 

Das geltend gemachte Risiko von Eisabwurf wurde 
durch eine gutachterliche Stellungnahme ermittelt und 
die sich daraus ergebenen Maßnahmen zur Minimie-
rung des Risikos dargelegt. Das Risiko ist mit hin -
reichender, dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ent-
sprechender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen. 
 

Das Grundstück, auf dem die WEA errichtet werden 
sollen, liegt innerhalb der Erdbebenzone 1 der Erd -
bebenkarte des Landes Baden-Württemberg. Nach  
Nr. 6.2.4 der „Richtlinie für Windenergieanlagen“, 
Fassung März 2004, sind die Einwirkungen aus Erd-
beben im Allgemeinen in dieser Erdbebenzone nicht 
zu berücksichtigen. 
 
b) Ziffer 2 der Petition – Teilfortschreibung des Re-

gionalplans 
 
Die Ziele und Grundsätze eines Regionalplans werden 
gemäß § 13 Abs. 1 Landesplanungsgesetz (LplG) von 
der obersten Raumordnungs- und Landesplanungs-
behörde durch Genehmigung für verbindlich erklärt, 
soweit der Regionalplan nach dem LplG aufgestellt 
ist, sonstigen Rechtsvorschriften nicht widerspricht 
und sich die vorgesehene räumliche Entwicklung der 
Region in die angestrebte räumliche Entwicklung des 
Landes einfügt. 
 

Die Festlegung des Vorranggebiets Gschasikopf war 
nicht genehmigungsfähig, weil ihr – jedenfalls in dem 
im Regionalplan vorgesehenen Umfang – natur-
schutzrechtliche Vorschriften entgegenstehen (s. o.). 
Durch die erfolgte Genehmigung der Teilfortschreibung 
Windenergie des Regionalplans mit Ausnahme des 
Vorranggebiets Gschasikopf am 19. Dezember 2018 
wurde dem Anliegen der Petenten in Ziffer 2 der Peti-
tion entsprochen.  
 
III. Ergebnis 
 
Bei dieser Sach- und Rechtslage ist zu erwarten, 
dass das Landratsamt als zuständige Genehmigungs-
behörde den Antrag auf immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung ablehnen und insoweit dem Anliegen 
der Petenten zu Ziffer 1 nachkommen wird. Dem 
Anliegen der Petenten zu Ziffer 2 wurde durch die 
Verbind licherklärung der Teilfortschreibung Wind-
energie des Regionalplans mit Ausnahme des Vor-
ranggebiets Nr. 62 (Gschasikopf) entsprochen.  
 
Beschlussempfehlung: 
 

Nachdem zu erwarten ist, dass das Landrats -
amt als zuständige Genehmigungsbehörde 
den Antrag auf immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung ablehnen wird und sich das 
Vorranggebiet Nr. 62 als nicht genehmi-
gungsfähig herausgestellt hat, wird die Peti-
tion für erledigt erklärt. 

 

Berichterstatterin: Böhlen 
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5. Petition 16/2714 betr. Abriss des Kulturdenk-
mals „Technisches Rathaus“ 

 
I. Gegenstand der Petition 
 
Der Petent wendet sich gegen den geplanten Abbruch 
des Kulturdenkmals Technischen Rathaus. Er hebt da-
bei insbesondere die Wertigkeit dieses Kulturdenk-
mals als eines bedeutenden Verwaltungsbaus der 
50er-Jahre des letzten Jahrhunderts hervor. Dies wür-
de seitens der Denkmalschutzbehörden nur unzurei-
chend gewürdigt. 
 
II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes: 
 
1. Sachverhalt 
 
Denkmalfachlicher Hintergrund: 
 
Bei dem in Rede stehenden Gebäude handelt es sich 
um ein Kulturdenkmal nach § 2 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG), an dessen Erhaltung aus künstlerischen, 
wissenschaftlichen und heimatgeschichtlichen Grün-
den ein öffentliches Interesse besteht.  
 

Das große Verwaltungsgebäude entstand in den Jah-
ren 1956 bis 1957 als sechsgeschossiger Stahlbeton-
Rasterbau mit vorkragendem Flugdach über einem Y-
förmigen Grundriss. Es handelt sich um einen auch im 
nationalen Vergleich hervorzuhebenden Verwaltungs-
bau der 1950er-Jahre. Hervortretendes Merkmal ist 
die Leichtigkeit der Architektur, die durch den extra-
vaganten Grundriss und die handwerklich sorgsam 
ausgeführten Baudetails bewirkt wird. Es entstand 
zum einen ein qualitätsvoller, auf der Höhe der Zeit 
befindlicher wegweisender Behördenbau, zum ande-
ren wurden dort Planungen zum baulichen Neubeginn 
der Stadt nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelt. 
 

Neben seiner baukünstlerisch gelungenen Form ist 
das Technische Rathaus auch architekturgeschichtlich 
bedeutsam. Durch die originelle Anordnung des Ver-
sorgungskerns im Winkel des Y-förmigen Grundris-
ses bietet das Rathaus eine Lösung, die in couragierter 
Weise auf die großen Verwaltungsbauten der 1960er-
Jahre in den Wirtschaftsmetropolen vorausweist, in 
denen die Versorgungskerne der immer höher wer-
denden Verwaltungsbauten vor der Gebäudeperiphe-
rie immer mehr ins Zentrum rückten. 
 

Diese denkmalfachliche Wertigkeit des Kulturdenk-
mals, festgestellt durch das Landesamt für Denkmal-
pflege (LAD) im Jahr 2005, wurde sowohl seitens der 
Stadt als auch des Regierungspräsidiums als höhere 
Denkmalschutzbehörde unterstrichen. Es handelt sich 
jedoch nicht um ein Kulturdenkmal von besonderer 
Bedeutung nach dem DSchG und ist damit nicht in 
das Denkmalbuch des Landes eingetragen. 
 
Das Abbruchbegehren: 
 
Die Stadt hatte auf Grundlage eines Gemeinderatsbe-
schlusses vom 21. Juni 2016 beim zuständigen Regie-
rungspräsidium am 30. Juni 2016 einen Abbruchan-
trag für das Kulturdenkmal gestellt. Das LAD hatte 

als Fachbehörde in einer Stellungnahme gegenüber 
dem Regierungspräsidium am 21. Juli 2016 den Ab-
bruch abgelehnt. Das LAD verwies auf die Möglich-
keit der Sanierung des Kulturdenkmals und war der 
Auffassung, dass eine Verbesserung der strukturellen 
und städtebaulichen Situation in der Innenstadt der 
Stadt auch unter Erhalt dieses Verwaltungsgebäudes 
möglich sei. 
 

Die Stadt hat dem Gemeinderat sodann einen Vor-
schlag zum Umgang mit der Stellungnahme des LAD 
gemacht, worauf dieser am 15. November 2016 be-
schlossen hat, Abwägung und Begründung für den 
Abbruchantrag dem Regierungspräsidium vorzulegen. 
Der Gemeinderat beschloss weiter, dass der tatsäch -
liche Abbruch des Kulturdenkmals Technisches Rat-
haus nicht vor Zuschlag an einen Investor in einem 
wettbewerblichen Dialog, vor Abschluss der notwen-
digen Verträge zur Realisierung des Projekts und dem 
Beschluss des entsprechenden Bebauungsplans erfol-
gen soll. 
 

Den Hintergrund für den Abbruchantrag stellt eines 
der größten Infrastrukturprojekte der Stadt der letzten 
Jahrzehnte dar. Planungen zu dieser sog. „Innenstadt-
entwicklung-Ost“ bestehen seit dem Jahr 2012. Mit 
dem Projekt soll eine Belebung und Aufwertung der 
Innenstadt herbeigeführt sowie innerstädtisches Woh-
nen und der Einzelhandel gestärkt werden. Durch 
mehr Vielfalt und Lebendigkeit, durch Mischung der 
Funktionen, der Verdichtung des Stadtraums, durch 
mehr Menschen in der Innenstadt und deren längerer 
Aufenthaltsdauer soll mehr Urbanität erreicht werden. 
Ein erheblicher Teil der Innenstadt ist damit neu auf-
zubauen, und ein Teil dieser Maßnahme stellt der Ab-
bruch des Kulturdenkmals Technisches Rathaus dar. 
 

In der ersten Phase eines wettbewerblichen Dialogs 
wurde zunächst geklärt, ob das Kulturdenkmal im 
Sinne der vorgegebenen Stadtentwicklungsziele in ein 
Gesamtkonzept integriert werden könne.  
 

Von sieben Bewerbern für ein Konzept hatten sechs 
mit dem Abbruch des Kulturdenkmals geplant und 
dessen Notwendigkeit anhand wirtschaftlicher Grün-
de, strukturell baukonstruktiver Gründe und städte-
baulich funktionaler Gründe ausdrücklich dargelegt. 
Der einzige Teilnehmer, der das Technische Rathaus 
erhalten wollte, hatte massive Umgestaltungen vorge-
sehen, die das Technische Rathaus aus Sicht der Stadt 
nicht in geeigneter bzw. denkmalgerechter Weise er-
halten hätte. 
 

In Abstimmung mit dem LAD wurde auch die Mög-
lichkeit des Erhalts des Technischen Rathauses als 
reines Verwaltungsgebäude untersucht und zwar mit 
der Sanierung auf einem Niveau, das – verglichen mit 
einem Neubau – die Ertüchtigung des Gebäudes auf 
einen einfachen bis mittleren Standard bedeutet hätte. 
Hierfür wurden Sanierungskosten in Höhe von rund 
17,5 Mio. Euro errechnet. Zusätzliche Kosten für eine 
ggf. notwendige Interimsunterbringung der techni-
schen Ämter wurden auf etwa 5,5 Mio. Euro veran-
schlagt. 
 

Die Stadt hatte in ihrem Abbruchantrag gegenüber 
dem Regierungspräsidium dargelegt, dass ein ver-
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gleichbarer Neubau mit Kosten in der Höhe von etwa 
11,2 Mio. Euro zu veranschlagen wäre. Sie verwies 
des Weiteren darauf, dass sie aufgrund ihrer Finanz -
situation vom Regierungspräsidium als Rechtsauf-
sichtsbehörde zur Erstellung eines Haushaltssiche-
rungskonzeptes verpflichtet wurde. Eine kostenträchti-
ge Sanierung des Technischen Rathauses würde nicht 
darunter fallen. 
 

Zusammenfassend stehen aus Sicht der Stadt einer Er-
haltung des Kulturdenkmals Technisches Rathaus 
fachlich belegte sachliche Gründe (Statik, Baukon-
struktion, Haustechnik etc.) sowie Ziele der Stadtent-
wicklung (Diversität in Städtebau, Architektur und 
Nutzung, Schaffen eines Mischquartiers mit attrak -
tiven und nachhaltigen Einzelhandelsnutzungen) ent-
gegen. Diese Ziele habe die Stadt in jahrelangen poli-
tischen Abstimmungsprozessen erarbeitet und vom 
Gemeinderat beschließen lassen. Eine denkmalver-
trägliche Sanierung des Technischen Rathauses könne 
nicht zielgerichtet in diese Konzeption integriert wer-
den. Bei der vom Gemeinderat unternommenen Ab-
wägung der widerstreitenden Belange überwiege das 
Interesse der Stadt an der Realisierung, der angesichts 
der strukturellen Probleme dringend erforderlichen 
größten Stadtreparatur seit dem Wiederaufbau nach 
dem Zweiten Weltkrieg, das öffentliche Interesse an 
der Erhaltung des Kulturdenkmals. 
 

Das Regierungspräsidium konnte als höhere Denk-
malschutzbehörde aufgrund der überragenden Bedeu-
tung der Innenentwicklung für die Stadt diese Abwä-
gung nachvollziehen und stellte am 12. Januar 2017 
die denkmalrechtliche Zustimmung für den Abbruch 
des Kulturdenkmals trotz seiner ebenfalls hohen Wer-
tigkeit in Aussicht; Voraussetzung für die Zustim-
mung zum Abbruch sei jedoch, dass der Zuschlag an 
einen Investor im wettbewerblichen Dialog erfolgt, 
die notwendigen Verträge zur Realisierung des Pro-
jekts geschlossen sind und der entsprechende Bebau-
ungsplan beschlossen wurde. 
 
Aktueller Sachstand: 
 
Der Gemeinderat der Stadt hat am 13. November 2018 
beschlossen, das Dialogverfahren mit noch einem 
Bieter fortzusetzen. Am 18. Dezember 2018 erteilte 
der Gemeinderat den Zuschlag für das Angebot dieses 
im wettbewerblichen Verfahren verbliebenen Bieters. 
Ein Projektvertrag zwischen der Stadt und Investor 
liegt vor, eine Unterzeichnung und notarielle Beurkun-
dung des Vertrags ist für Februar 2019 vorgesehen.  
 

Vor dem Hintergrund eines derzeit laufenden Bürger-
begehrens, welches sich gegen angenommene Miet-
kosten für die von dem Investor der Stadt zur Ver -
fügung zu stellenden Verwaltungsflächen richtet, die 
diejenigen des Technischen Rathauses ersetzen sol-
len, wurde eine Regelung in den Projektvertrag aufge-
nommen. Demnach steht sowohl der Stadt als auch 
dem Investor unter bestimmten Voraussetzungen ein 
Rücktrittsrecht bei einem im Sinne der Betreiber des 
Bürgerbegehrens erfolgreichen Bürgerentscheid oder 
einem inhaltlich gleichlautenden Gemeinderatsbe-
schluss zu. Explizit auf die Erhaltung des Techni-

schen Rathauses als Kulturdenkmal zielt das Bürger-
begehren nicht. 
 
2. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche 

Würdigung 
 
Die Entscheidung des Regierungspräsidiums vom  
12. Januar 2017, den Abbruch des Kulturdenkmals in 
Aussicht zu stellen, sieht neben den Bedingungen des 
Zuschlags an einen Bieter im wettbewerblichen Dia-
log und des Abschlusses der notwendigen Verträge 
zur Realisierung des Projekts vor, dass ein ent -
sprechender Bebauungsplan beschlossen wird. Die 
denkmalrechtliche Zustimmung für den Abbruch des 
Kulturdenkmals würde dann im späteren Baugeneh-
migungsverfahren erfolgen können. 
 

Die Erfüllung dieser Voraussetzungen ist im Vertrag 
mit dem Investor dadurch sichergestellt, dass die 
Stadt das Grundstück an den Investor erst übereignet, 
wenn Baugenehmigungen erteilt wurden und be-
standskräftig sind. 
 

Mit der petitionsgegenständlichen Abbruchgenehmi-
gung des Kulturdenkmals Technisches Rathaus wäre 
bei planmäßigen Verlauf in frühestens eineinhalb bis 
zwei Jahren ab Beurkundung des Vertragswerks zwi-
schen Stadt und dem Projektträger zu rechnen. 
 

Die an die o. g. Voraussetzungen geknüpfte Erteilung 
der denkmalrechtlichen Genehmigung zum Abbruch 
des Technischen Rathauses wurde vom Regierungs-
präsidium als höhere Denkmalschutzbehörde im Rah-
men einer gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit  
§ 6 DSchG zu treffenden Ermessensentscheidung oh-
ne Ermessensfehler in Aussicht gestellt. 
 

Bei einer Ermessenentscheidung im Rahmen von § 8 
DSchG hat die Denkmalschutzbehörde die Belange 
des Denkmalschutzes mit den Belangen des Eigen -
tümers abzuwägen. Nach der Staatszielbestimmung in 
Artikel 3 c Abs. 2 der Landesverfassung von Baden-
Württemberg besteht für die Gemeinden denkmal-
schutzrechtlich eine erhöhte Einstandspflicht, die 
durch die Regelung in § 1 Abs. 2 DSchG konkretisiert 
wird. Demnach müssen das Land und im Rahmen ih-
rer Leistungsfähigkeit auch die Gemeinden Kultur-
denkmale schützen und pflegen. 
 

Den Belangen des Denkmalschutzes kommt gegen -
über dem Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde trotz 
der gesteigerten Erhaltungspflicht kein genereller 
Vorrang zu. Die gesteigerte denkmalschutzrechtliche 
Erhaltungspflicht der Gemeinden steht vielmehr unter 
dem Vorbehalt, dass ein daraus resultierender Eingriff 
in ihr Selbstverwaltungsrecht verhältnismäßig ist. Die 
Denkmalschutzbehörde darf ihre Zustimmung zu ei-
nem Abbruchvorhaben nur dann versagen, wenn das 
Interesse an der Erhaltung des Kulturdenkmals ge-
genüber den durch die Selbstverwaltungsgarantie ge-
schützten Belangen der Gemeinde im konkreten Fall 
überwiegt. 
 

Nach Abwägung aller seitens der Stadt vorgetragenen 
Argumente durch das Regierungspräsidium als höhere 
Denkmalschutzbehörde überwiegt im konkreten Fall 
das öffentliche Interesse an der Erhaltung des Kultur-
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denkmals die durch die Selbstverwaltungsgarantie ge-
schützten Belange der Stadt jedoch nicht. Zwar be-
steht ein öffentliches Interesse an der Erhaltung des 
Technischen Rathauses als Kulturdenkmal; dieses 
überwiegt aber nicht das öffentliche Interesse an der 
beabsichtigten Nutzung der Fläche des Kulturdenk-
mals im Rahmen einer städtebaulichen Neuordnung 
der Innenstadt im Rahmen der Planungshoheit der 
Gemeinde. 
 

Die Inaussichtstellung einer denkmalrechtlichen Ge-
nehmigung zum Abbruch des Kulturdenkmals Tech-
nisches Rathaus unter den genannten Voraussetzun-
gen durch das Regierungspräsidium als höhere Denk-
malschutzbehörde ist daher nicht zu beanstanden. 
 
Beschlussempfehlung: 
 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
 

Berichterstatterin: Böhlen 
 
 
 
 
 
6. Petition 16/2770 betr. Strafvollstreckungsauf-

schub 
 
Die Petentin, zuletzt wegen Ladendiebstahls zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von vier Monaten, deren Straf-
aussetzung zur Bewährung in der Folge widerrufen 
wurde, und zu einer weiteren Freiheitsstrafe von zwei 
Monaten verurteilt worden ist, bittet aufgrund des 
körperlichen und psychischen Zustands ihrer Mutter, 
deren Pflegeperson sie sei, dass die Vollstreckung der 
Haftstrafen „bis zur Entscheidung über das Gnaden-
gesuch ausgesetzt wird“. 
 

Das Amtsgericht verurteilte die Petentin mit seit  
27. Januar 2015 rechtskräftigem Urteil vom 19. Ja -
nuar 2015 wegen Diebstahls in zwei Fällen zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von vier Monaten, deren Voll-
streckung zur Bewährung ausgesetzt wurde. Die Be-
währungszeit wurde auf drei Jahre festgesetzt. Zudem 
wurde der Petentin durch Beschluss vom 19. Januar 
2015 die Ableistung von 80 Stunden gemeinnütziger 
Arbeit auferlegt. Diese Auflage wurde durch Be-
schluss des Amtsgerichts vom 6. Februar 2015 in eine 
Geldauflage von 500 Euro umgewandelt. 
 

Nach den Feststellungen des Amtsgerichts entwen -
dete die Petentin am 22. Februar 2014 in den Ge-
schäftsräumen einer Firma zwei Flaschen Sekt im 
Wert von 11,88 Euro und in den Geschäftsräumen ei-
ner anderen Firma ebenfalls zwei Flaschen Sekt im 
Wert von 7,98 Euro, um diese ohne Bezahlung für 
sich zu behalten. Die Ware konnte jeweils zurückge-
geben werden. 
 

Mit seit 20. Januar 2017 rechtskräftigen Beschluss 
vom 9. Januar 2017 verlängerte das Amtsgericht die 
Bewährungszeit um ein Jahr auf vier Jahre, da die Pe-
tentin erneut straffällig geworden war. Sie hatte am 
17. Dezember 2015 einen Fenstersauger im Wert von 
59,99 Euro sowie zwei Flaschen Fensterreiniger im 
Wert von 13,98 Euro entwendet, um diese ohne Be-

zahlung für sich behalten. Wegen dieser Tat war  
die Petentin durch das Amtsgericht mit Urteil vom  
16. Februar 2016 zu einer – vom 13. Februar 2017 bis 
zum 12. April 2017 vollstreckten – Freiheitsstrafe von 
zwei Monaten verurteilt worden. 
 

Mit seit 25. Juni 2018 rechtskräftigem Urteil vom  
9. Oktober 2017 verurteilte das Amtsgericht die Pe-
tentin ferner wegen Diebstahls zu einer Freiheitsstrafe 
von zwei Monaten. Nach den Feststellungen des 
Amtsgerichts entwendete die Petentin am 12. Mai 2017 
Lebensmittel im Wert von 11,17 Euro, um die Ware 
ohne zu bezahlen für sich zu behalten. 
 

Auf Ladung der Staatsanwaltschaft zum Antritt der 
aus dem Urteil des Amtsgerichts vom 9. Oktober 2017 
folgenden Freiheitsstrafe von zwei Monaten zum  
13. August 2018 wurde der Petentin auf deren Antrag 
und im Hinblick auf die Pflegebedürftigkeit ihrer 93-
jährigen Mutter, deren einzige vertraute Pflegeperson 
die Petentin sei, zunächst Strafaufschub bis 31. Okto-
ber 2018 gewährt. 
 

Der nach Ablauf des Vollstreckungsaufschubs erlas-
sene Vorführungsbefehl vom 9. November 2018 wur-
de – nach Eingang der Petition – zurückgenommen. 
 

Aufgrund der Tat am 12. Mai 2017 widerrief das 
Amtsgericht mit seit 7. September 2018 rechtskräfti-
gem Beschluss vom 31. Juli 2018 die durch Beschluss 
des Amtsgerichts vom 19. Januar 2015 gewährte Aus-
setzung der Freiheitsstrafe von vier Monaten zur Be-
währung. Die zwischenzeitlich erfolgte Zahlung der 
Geldauflage in Höhe von 500 Euro wurde in der Wei-
se angerechnet, dass ein Monat der verhängten Frei-
heitsstrafe als verbüßt gilt. Die hiergegen gerichtete 
sofortige Beschwerde verwarf das Landgericht mit 
Beschluss vom 6. September 2018 als unbegründet. 
Eine Ladung zum Haftantritt erging insoweit bisher 
nicht. 
 

Die Petentin führt zur Begründung ihres Gesuches im 
Wesentlichen aus, sie habe eine pflegebedürfte 93-
jährige Mutter, welche sie betreue. Diese habe keinen 
Pflegeheimplatz und auch keine andere Betreuungs-
person. Eine Ersatzbetreuung oder Kurzzeitpflege 
scheide aus. Sie bereue ihre Taten zutiefst, sei für den 
Schaden aufgekommen und habe sich auch entschul-
digt. 
 
Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
 
Die vorgebrachten Gründe können in Übereinstim-
mung der Staatsanwaltschaft und dem Amtsgericht ei-
ne gnadenweise Strafaussetzung zur Bewährung nicht 
rechtfertigen.  
 

Die gnadenweise Aussetzung von Strafen kommt 
grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn besondere 
Umstände vorliegen, die erst nachträglich bekannt ge-
worden oder eingetreten sind und nicht mehr bei der 
gerichtlichen Entscheidung berücksichtigt werden 
konnten oder die so außergewöhnlich sind, dass sie  
eine über die gesetzlichen Aussetzungsvorschriften 
hinausgehende Vergünstigung angezeigt erscheinen 
lassen (§ 26 Abs. 1 GnO).  
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Derartige Umstände sind nicht ersichtlich. Die vorge-
tragene Pflegebedürftigkeit der Mutter der Petentin 
wurde im Urteil des Amtsgerichts vom 19. Januar 2015 
berücksichtigt und explizit gewürdigt. 
 

Zudem hatte das Amtsgericht im Beschluss zur Ver-
längerung der Bewährungszeit vom 9. Januar 2017 
gerade im Hinblick auf die Pflegebedürftigkeit der 
Mutter von einem Widerruf abgesehen.  
 

In seinem die Entscheidung des Amtsgerichts bestäti-
genden Beschluss vom 6. September 2018 berück-
sichtigte das Landgericht auch die bei der Petentin 
diagnostizierte „Kleptomanie“. Zudem führte das 
Land gericht aus, der Umstand, dass sich die Petentin 
um ihre Mutter kümmern müsse, bestehe seit Jahren 
und habe die Petentin auch in der Vergangenheit nicht 
von der Begehung von Straftaten abgehalten. 
 

Darüber hinaus haben Gnadenerweise grundsätzlich 
Ausnahmecharakter (§ 3 Abs. 1 Satz 1 GnO) und die-
nen der Berücksichtigung von außergewöhnlichen 
Umständen, aufgrund derer die Vollstreckung der ver-
hängten Strafe für den Verurteilten eine unverhältnis-
mäßige Härte darstellen würde. Derartige außerge-
wöhnliche Umstände sind nicht ersichtlich. Die Pfle-
gebedürftigkeit der Mutter wurde bereits zum Anlass 
genommen, der Petentin einen zweieinhalb Monate 
währenden Strafaufschub im Hinblick auf die aus 
dem Urteil des Amtsgerichts vom 9. Oktober 2017 
folgende Strafe zu gewähren.  
 

Zudem hat die Petentin ihre durch Urteil vom 16. Feb -
ruar 2016 angeordnete Freiheitsstrafe von zwei Mona-
ten – nachdem damals ebenfalls Strafaufschub (vom 
21. Dezember 2016 bis zum Strafantritt) gewährt wor-
den war – vom 13. Februar 2017 bis zum 12. April 2017 
verbüßt, obwohl ihre Mutter auch zum damaligen 
Zeitpunkt bereits pflegebedürftig war. 
 

Die Pflege der Mutter ist während der Dauer der Voll-
streckung der Haft der Petentin gesichert. Es obliegt 
zunächst der Polizei zu prüfen, ob die Petentin 
tatsächlich die einzige Betreuungsperson ist oder ob 
gegebenenfalls weitere nahe Angehörige existieren, 
die für die Betreuung der Mutter der Petentin verant-
wortlich zeichnen. Sollte Letzteres nicht der Fall sein, 
würde das zuständige Sozialamt eingeschaltet wer-
den, das sich um die weitere Pflege kümmern würde. 
 

Die Petentin wohnt mit ihrem Sohn und ihrer pflege-
bedürftigen Mutter in einer Wohnung. Die Mutter ist 
94 Jahre alt und geistig rüstig. Sie kann nicht gehen 
und sitzt im Rollstuhl. Sie ist in der Lage, selbst am 
Tisch zu sitzen und zu essen. Sie kann über einen 
Zeitraum von ca. drei Stunden alleine gelassen wer-
den. Bei darüber hinausgehenden Abwesenheitszeiten 
ruft sie an und bittet um Rückkehr der Bezugsperson. 
 

Seit Anfang 2019 kommt einmal pro Woche ein am-
bulanter Pflegedienst für drei Stunden, um sich um 
die Mutter der Petentin zu kümmern. 
 

Die Mutter ist in Pflegegrad 5 eingestuft und erhält 
Pflegegeld. Für Maßnahmen wie die Tages-, Nacht- 
oder Kurzzeitpflege oder Pflegesachleistungen ambu-
lanter Pflegedienste kann die Mutter bzw. die sie pfle-
gende Petentin noch Unterstützung beantragen. 
 

Die Petentin hat sich um die Versorgung ihrer Mutter 
für die Zeit einer etwaigen Inhaftierung nicht geküm-
mert, da sie die Pflege selbst wahrnehmen möchte. 
 

Nach Einschätzung des Sozialamts ist die Wahr-
scheinlichkeit groß, dass die Pflege der Mutter der Pe-
tentin während einer etwaigen Inhaftierung der Peten-
tin durch eine Pflegefachkraft über einen ambulanten 
Pflegedienst durchgeführt werden kann, da die Mutter 
bereits jetzt daheim gepflegt und – seit Anfang 2019 – 
durch einen ambulanten Pflegedienst unterstützt wird. 
 

Sollte die Petentin sich nicht selbst um die Auswei-
tung der Aufgaben des derzeitigen ambulanten Pfle-
gedienstes bzw. die Beauftragung eines neuen ambu-
lanten Pflegedienstes kümmern, würde der Bürgerser-
vice „Leben im Alter“ der Stadt, dessen Mitarbeiter 
wohnortnah in den jeweiligen Bezirksrathäusern tätig 
sind, einen ambulanten Pflegedienst oder – falls not-
wendig – auch einen Dauerpflegeplatz suchen. Sollten 
die Mittel der Pflegekasse hierfür nicht ausreichen 
und auch die zu pflegende Person über keine ausrei-
chenden Mittel verfügen, käme das Sozialamt für die 
Kosten der Unterbringung bzw. der ambulanten Pfle-
ge auf. 
 

Anlass für eine gnadenweise Aussetzung der Voll-
streckung der Freiheitsstrafen besteht daher nicht. 
 

Unabhängig von diesen Erwägungen bestehen letzt-
lich erhebliche Zweifel daran, dass sich die Petentin 
künftig straffrei führen würde (§ 26 Abs. 2 GnO). 
 

Die Petentin wurde in der Vergangenheit 19-mal we-
gen – z. T. mehrfachen –Diebstahls verurteilt. In den 
letzten 20 Jahren hat die Petentin keine einzige Be-
währung überstanden, ohne weitere Straftaten zu be-
gehen. Sämtliche Bewährungen in diesem Zeitraum  
– selbst im Gnadenweg ausgesetzte Bewährungen – 
mussten widerrufen werden. Hinzu kommt, dass der 
Diebstahl, der Gegenstand des Urteils des Amtsge-
richts vom 9. Oktober 2017 war, von der Petentin aus 
der Haft während eines Freigangs begangen wurde.  
 

Die Pflegebedürftigkeit der Mutter hat die Verurteilte 
in der Vergangenheit nicht von Straftaten abgehalten. 
Es ist kein Grund ersichtlich, dass dies in Zukunft an-
ders sein sollte. Die Verteidigung der Rechtsordnung 
gebietet die Vollstreckung der Strafe. 
 

Da eine gnadenweise Aussetzung der Vollstreckung 
der Freiheitsstrafen vor diesem Hintergrund nicht in 
Betracht kommt, hat sich der Antrag der Petentin auf 
Aussetzung der Vollstreckung der Haftstrafe bis zur 
Entscheidung über das Gnadengesuch erledigt. 
 

Der Petitionsausschuss sah bei der abschließenden 
Beratung über die Eingabe am 24. Januar 2019 vor 
dem Hintergrund des oben Dargelegten keine Mög-
lichkeit, der Petition abzuhelfen. Aus der Mitte des 
Ausschusses wurde angeregt, die Petentin möge die 
Durchführung einer Therapie überdenken. 
 
Beschlussempfehlung:  
 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.  
 

Berichterstatterin: Böhlen 
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7. Petition 16/2476 betr. Aufenthaltstitel  
 
Gegenstand der Petition: 
 
Der Petent, ein 34-jähriger pakistanischer Staatsan-
gehöriger, der mit einer deutschen Frau verheiratet ist, 
begehrt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis. 
 
Sachverhalt: 
 
Der Petent reiste erstmals im Dezember 2013 in das 
Bundesgebiet ein. Im Januar 2014 stellte er einen 
Asylantrag. Das Asylverfahren wurde mit Bescheid 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 
April 2017 eingestellt, weil der Petent nicht zum An-
hörungstermin erschienen war. Der Petent wurde we-
gen fehlender Reisedokumente im Bundesgebiet ge-
duldet und bereits im März 2017 über seine Pass -
pflicht belehrt.  
 

Anlässlich der geplanten Eheschließung mit einer 
deutschen Staatsangehörigen legte der Petent eine Ge-
burtsurkunde vor. Im Mai 2018 reichte er dann erst-
mals einen gültigen Pass vor, mit einem Ausstellungs-
datum von April 2017. Es wurde eine kriminaltechni-
sche Untersuchung durch die Polizei veranlasst. Zu-
dem wurde Strafanzeige wegen des Verdachts der 
mittelbaren Falschbeurkundung gestellt, weil der Pe-
tent im Zuge des Asylverfahrens andere Personalien 
angegeben hatte – sowohl zu seinem Namen als auch 
zu seinem Geburtsdatum und zum Geburtsort. Das 
Strafverfahren ist inzwischen abgeschlossen: Der Pe-
tent wurde zu 50 Tagessätzen à 20 Euro verurteilt. 
Die urkundentechnische Untersuchung des Passes er-
gab, dass dieser druck- und sicherheitstechnisch echt 
ist. Jedoch ist er ohne Unterschrift und Fingerabdruck 
nicht gültig. Der Pass wurde von der zuständigen 
Ausländerbehörde in Verwahrung genommen. 
 

Im Juni 2018 erfolgte die Eheschließung mit einer 
deutschen Staatsangehörigen. Ende Juli 2018 bean-
tragte der Petent die Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 28 Abs. 1 AufenthG zum Familien-
nachzug.  
 

Der Schwiegervater des Petenten, der mit der Voll-
macht des Petenten die Petitionsschrift verfasst und 
eingereicht hat, beschreibt den Petenten als „freund -
lichen, zuverlässigen und sehr arbeitsamen Men-
schen“. Der Petent habe über drei Jahre eine feste Ar-
beitsstelle in der Gastronomie gehabt. Nachdem ihm 
die Arbeitserlaubnis vorübergehend entzogen worden 
war, arbeite er inzwischen in einem Hotel. Dass der 
Petent nach Pakistan ausreisen solle, um von dort aus 
ein Visum zum Familiennachzug zu beantragen, sei 
unangemessen. Für die deutsche Frau des Petenten sei 
die Aussicht, dass ihr Mann in Pakistan gegebenen-
falls monate-, wenn nicht jahrelang auf die Ausstel-
lung eines Visums warten müsse, unerträglich.  
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Das Innenministerium kommt in seiner Stellung -
nahme zu dem Ergebnis, dass der Petent trotz Heirat 
das Bundesgebiet zu verlassen habe, nachdem er kei-

ne Anerkennung als Asylberechtigter gefunden habe. 
Er könne auch kein asylunabhängiges Aufenthalts-
recht erhalten.  
 

Gemäß § 10 Abs. 3 AufenthG dürfe einem Ausländer, 
dessen Asylantrag als zurückgenommen gelte, vor 
Ausreise ein Aufenthaltstitel nur nach Maßgabe von 
Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes erteilt 
werden. Folglich sei die Erteilung eines Aufenthaltsti-
tels zum Familiennachzug nach § 28 Abs. 1 Satz Nr. 1 
AufenthaltG ausgeschlossen. Lediglich dann, wenn 
ein strikter Rechtsanspruch auf Erteilung eines Auf-
enthaltstitels bestehe, entfalle diese Sperrwirkung. 
Nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG setze die Erteilung ei-
nes Aufenthaltstitels voraus, dass gegen den Auslän-
der kein Ausweisungsinteresse bestehe. Durch den 
Verdacht der Falschbeurkundung ergäbe sich jedoch 
ein schwerwiegendes Ausweisungsinteresse.  
 

Zudem sei die Einreise mit dem erforderlichen Visum 
eine Regelerteilungsvoraussetzung dafür, um einen 
Aufenthaltstitel zu erhalten. Der Petent sei aber ohne 
das erforderliche Visum ins Bundesgebiet eingereist. 
Ein Absehen vom Visumerfordernis sei nicht mög-
lich. Besondere Umstände des Einzelfalls, die ein 
Nachholen des Visumverfahrens unmöglich machen, 
lägen nicht vor. Der Petent sei daher aufgefordert, 
nach Pakistan auszureisen, um dort, in seinem Hei-
matland, ein Visum zum Familiennachzug zu beantra-
gen. Die damit einhergehende Trennungszeit des Pe-
tenten von seiner Ehefrau sei zumutbar. Zwar sei eine 
längere Trennungszeit ein nicht unerheblicher Ein-
griff in die durch Art. 6 GG geschützte eheliche Le-
bensgemeinschaft; allerdings könne die Beziehung 
auch nach der Ausreise, wenn auch erschwert, auf-
rechterhalten werden (durch Briefe, Telefonate, Be-
such durch die Ehefrau in Pakistan etc.).  
 

Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aus völker-
rechtlichen, humanitären oder politischen Gründen sei 
ebenfalls nicht möglich. Auch ein rechtliches Ausrei-
sehindernis aus Art. 6 GG und Art. 8 Abs. 1 EMRK 
zum Schutz des Familienlebens ergebe sich nicht. Es 
sei weder vorgetragen noch belegt, dass die Ehepart-
ner wechselseitig derartig aufeinander angewiesen 
seien, dass sie ohne einander kein eigenständiges Le-
ben führen könnten. 
 
Beratung im Petitionsausschuss am 24. Januar 2019: 
 
Der Berichterstatter erläuterte in der Sitzung des Peti-
tionsausschusses am 24. Januar 2019 den Sachverhalt. 
Er verwies darauf, dass der Petent und seine deutsche 
Ehefrau sich bereits Mitte 2015 kennengelernt hätten, 
dass also keine Scheinehe unterstellt werden könne. 
Der im Grundgesetz Art. 6 verankerte Schutz der Ehe 
sei für ihn ein hohes Gut. Dem Berichterstatter ist es 
wichtig, dass es im vorliegenden Fall nicht nur um 
den Petenten geht, sondern dass auch das Leben sei-
ner deutschen Ehefrau maßgeblich von der weiteren 
Entscheidung betroffen ist. Ihr als Christin ist es aus 
Sicht des Berichterstatters jedenfalls nicht zumutbar, 
ihren Mann in Pakistan zu besuchen, wie es das In-
nenministerium vorschlägt. Aufgrund ihrer Herkunft 
und ihres Glaubens wäre sie dort unter Umständen ge-
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fährdet. In der Gesamtabwägung schlägt der Bericht-
erstatter vor, dass die Falschangaben bei der Einreise 
ins Bundesgebiet zu ahnden seien, dass der Petent 
aber nicht nach Pakistan ausreisen müssen soll, um 
das Visumverfahren dort nachzuholen. Wie schon das 
Innenministerium in seiner Stellungnahme, legt auch 
der Berichterstatter Wert darauf, das Visumverfahren 
strikt von dem Strafverfahren zu trennen. 
 

Ein Mitglied des Ausschusses verwies darauf, dass 
der Petitionsausschuss schon ähnliche Petitionen be-
handelt habe. In der Regel habe diesen Petitionen 
nicht abgeholfen werden können. Er empfehle dem 
Petenten eine freiwillige Ausreise nach Pakistan, da-
mit keine Wiedereinreisesperre gegen ihn verhängt 
werden könne.  
 

Die Vertreterin des Innenministeriums verweist dar-
auf, dass gegen den Petenten ein Strafbefehl wegen 
Falschbeurkundung in Höhe von 1.000 Euro ergangen 
ist (50 Tagessätze à 20 Euro). Warum der Petent bei 
der Einreise eine falsche Identität angegeben habe, sei 
ihr nicht bekannt. Der Sachverhalt gleiche dem vieler 
ähnlicher Fälle, in denen die Betroffenen in ihre Her-
kunftsländer ausreisen mussten, um dort die Visum-
verfahren nachzuholen. Eine besondere Härte könne 
sie in diesem Fall nicht sehen, die Ausreise nach Pa -
kis tan sei zumutbar. Auch sie empfehle dem Petenten 
eine freiwillige Ausreise.  
 

Der Berichterstatter nahm aufgrund der vorangegan-
genen Diskussion davon Abstand, dass der Petent 
nicht nach Pakistan ausreisen solle, um dort das Vi-
sumverfahren nachzuholen. Er empfahl, der Petition 
nicht abzuhelfen. Der Petitionsausschuss folgte dem 
Beschlussvorschlag einstimmig. 
 

Im Anschluss teilte der Berichterstatter dem Schwie-
gervater, der die Petition eingereicht hat, mit, dass 
nach Abwägung aller Rechtsgüter der Petition nicht 
abgeholfen werden könne. Wichtig sei, dass der Pe-
tent freiwillig innerhalb einer Frist von 30 Tagen aus-
reise, damit keine Wiedereinreisesperre gegen ihn 
verhängt werden kann. Zudem könne sich der Petent 
bereits von Deutschland aus um einen Termin bei der 
deutschen Botschaft in Pakistan bemühen, um das 
Verfahren zu beschleunigen. 
 

Auf die Bitte des Schwiegervaters des Petenten, dass 
sich die zuständige Ausländerbehörde tatsächlich so 
verhält, wie das Innenministerium aufgezeigt hat, hat 
der Berichterstatter mit dem Innenministerium telefo-
niert und Folgendes erreicht: Die Ausländerbehörde 
wird eine sog. „Vorabzustimmung“ abgeben, durch 
die das Visumverfahren beschleunigt werden kann. 
Der Petent wird aufgefordert, sich hierfür baldmög-
lichst an die Ausländerbehörde zu wenden. Zum an-
deren wird sich das Regierungspräsidium beim Peten-
ten melden und diesen innerhalb einer angemessenen 
Frist (wohl 30 Tage) zur freiwilligen Ausreise auffor-
dern. Innerhalb der genannten Frist werden keine auf-
enthaltsbeendenden Maßnahmen ergriffen, so die ein-
deutige Aussage des Innenministeriums. Vorausset-
zung sei aber, dass sich der Petent aktiv um seine frei-
willige Ausreise nach Pakistan kümmerte. 
 

Beschlussempfehlung: 
 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
 

Berichterstatter: Kenner 
 
 
 
 
 
8. Petition 16/2330 betr. Betrieb einer Klinik, Auf-

nahme von Akutbetten in den Krankenhausplan 
des Landes 

 
Die Petenten begehren, dass sich die Landespolitik 
dafür ausspricht, dass der Versorgungsvertrag zwi-
schen den Landesverbänden der Krankenkassen, dem 
Verband der Ersatzkassen (Kassenverbänden) und der 
Klinik X auf die Klinik Y übertragen wird, sodass 
diese die Klinik X am bisherigen Standort weiter be-
treiben kann. Dies soll durch Aufnahme der Klinik X 
in den Krankenhausplan vollzogen werden. 
 

Die Klinik X ist nicht in den Krankenhausplan des 
Landes aufgenommen (§ 6 Landeskrankenhausgesetz), 
somit kein zugelassenes Krankenhaus nach § 108  
Nr. 2 Sozialgesetzbuch V (SGB V). Vielmehr handelt 
es sich um ein Krankenhaus, das einen Versorgungs-
vertrag (§ 108 Nr. 3 SGBV) mit den Kassenverbänden 
über 42 Betten für das Fachgebiet Psychosomatische 
Medizin und Psychotherapie (PTM) geschlossen hat 
(Vertragskrankenhaus). Da das Krankenhaus insol-
vent ist, wird es seit dem Jahr 2010 durch einen Insol-
venzverwalter geführt.  
 

Die Kassenverbände, die für den Abschluss eines 
Versorgungsvertrags zuständig sind, haben entschie-
den, dass der Versorgungsvertrag aufgrund der Insol-
venz neu ausgeschrieben wird. Um diesen Versor-
gungsvertrag haben sich drei Kliniken beworben. 
 

Die Kassenverbände haben sich für den Bewerber A 
entschieden, der 24 Betten in Rottweil und 18 Betten 
an den Kreiskliniken Tuttlingen betreiben möchte. 
Ein Versorgungsvertrag zwischen den Kassenverbän-
den und dem Bewerber A wurde noch nicht geschlos-
sen, da die beiden anderen Bewerber sozialgerichtlich 
gegen die Ablehnungsbescheide vorgehen. Nach Aus-
kunft der Kassenverbände ist nicht geplant, den Ver-
sorgungsvertrag mit der Klinik X zu kündigen, viel-
mehr soll der Ausgang der sozialgerichtlichen Verfah-
ren abgewartet werden. Das bedeutet, dass der Ver-
sorgungsvertrag zwischen der Klinik X und den Kran-
kenkassen derzeit fortbesteht. 
 

Die Petenten gehen davon aus, dass das Land die 
„Vertragsbetten“ nach der Verlagerung der Kapazitä-
ten in Planbetten umwandeln wird und sind der Auf-
fassung, dass dies bereits jetzt erfolgen könnte. Damit 
wäre die Klinik X im Krankenhausplan aufgenommen 
und könnte fortbestehen. 
 

Nach Auffassung des Insolvenzverwalters wäre der 
Erhalt der Klinik X durch einen sogenannten „share 
deal“ möglich (Klinik Y kauft die Gesellschaftsanteile 
der Klinik X). Die Kassenverbände sind der Auffas-
sung, dass in dem vorliegenden Versorgungsvertrag 
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diese Lösung ausgeschlossen wurde. Dagegen hat der 
Insolvenzverwalter Klage erhoben, über die noch 
nicht entschieden ist. 
 
Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben: 
 
Für die Aufhebung und Neuabschluss eines Versor-
gungsvertrags liegt die Zuständigkeit gemäß § 108  
Nr. 3 i. V. m. § 109 Abs. 1 SGB V bei den Kassenver-
bänden. Nach § 109 Abs. 3 Satz 1 SGB V darf ein Ver-
sorgungsvertrag nicht abgeschlossen werden, wenn 
das Krankenhaus keine Gewähr für eine leis tungs -
fähige und wirtschaftliche Krankenhausbehandlung 
bietet oder für eine bedarfsgerechte Krankenhausbe-
handlung der Versicherten nicht erforderlich ist (erste 
Entscheidungsstufe). Bei notwendiger Auswahl zwi-
schen mehreren in Betracht kommenden Krankenhäu-
sern entscheiden die Kassenverbände nach § 109 Abs. 2 
Satz 2 SGB V gemeinsam unter Berücksichtigung der 
öffentlichen Interessen und der Vielfalt der Kranken-
hausträger nach pflichtgemäßen Ermessen, welches 
Krankenhaus den Erfordernissen einer bedarfsgerech-
ten, leistungsfähigen und wirtschaftlichen Kranken -
hausbehandlung am besten gerecht wird (zweite Ent-
scheidungsstufe). Die Entscheidung ist vom Ministe-
rium zu genehmigen. Eine Genehmigung kann nur 
verweigert werden, wenn die Kassenverbände ihr 
Auswahlermessen offensichtlich nicht richtig ausge -
übt haben. 
 

Bei dieser Auswahlentscheidung war nach Auffas-
sung der Kassenverbände das Angebot des Bewerbers 
A für die Übernahme des Versorgungsvertrages nach 
§ 109 Abs. 1 SGB V dasjenige Angebot, das den ge-
setzlichen Vorgaben am besten gerecht wurde. Der Er-
halt des medizinischen Leistungsspektrums ist damit 
gewährleistet. Die Bettenkapazitäten werden künftig 
an die Standorte Rottweil (24 Betten) und Tuttlingen 
(18 Betten) verlegt. Der Bewerber A wird dabei auch 
am Standort Rottweil ein Leistungsangebot für Pati-
enten mit Migrationshintergrund vorhalten. Die psy-
chosomatischen Krankenhauskapazitäten in der Re -
gion Schwarzwald-Baar-Heuberg bleiben somit erhal-
ten und stellen eine flächendeckende Versorgung sicher. 
Damit sind alle Landkreise in der Region Schwarz-
wald-Baar-Heuberg mit einem psychosomatischen 
Krankenhausangebot versorgt. Der Landkreis Tuttlin-
gen war bisher der einzige Landkreis in Baden-Würt-
temberg ohne ein psychosomatisches Krankenhausan-
gebot. Die Aussage der Petenten trifft somit nicht zu, 
dass „für die Region ein erheblicher Mangel an spe-
zialisierter medizinischer Versorgung“ entstünde. 
 

Nach Auskunft der Kassenverbände hat sich der Be-
werber A bereit erklärt, das Therapeutenteam und 
weitere Mitarbeiter der Klinik X zu übernehmen.  
 
Das Ministerium für Soziales und Integration hat die 
o. g. Ablehnungsbescheide genehmigt, da keine offen-
sichtlichen Fehler bei der Auswahlentscheidung vor-
liegen. 
 

Die Versorgung in den berührten Kreisen stellt sich 
derzeit und nach einer von den Kassenverbänden vor-
gesehenen Verlagerung der Kapazitäten wie folgt dar:

 
Die Krankenhausplanung des Landes erfolgt im Fach-
gebiet PTM zwar landesweit, jedoch ist es zu be-
grüßen, dass im Landkreis Tuttlingen ein Versor-
gungsangebot geschaffen wird, um auch dort eine 
wohnortnahe Versorgung zu gewährleisten. 
 
Umwandlung in Planbetten: 
 
Eine „einfache“ Umwandlung von „Vertragsbetten“ 
in Planbetten ist nicht möglich, vielmehr ist eine Prü-
fung zur Aufnahme in den Krankenhausplan vorzu-
nehmen. Bei dieser Prüfung hat das Ministerium für 
Soziales und Integration entsprechend der gesetz -
lichen Vorgaben den Bedarf, die Leistungsfähigkeit 
und die Wirtschaftlichkeit (§ 1 Landeskrankenhausge-
setz) zu prüfen und bei mehreren Bewerben eine Aus-
wahlentscheidung zu treffen. Es ist davon auszu -
gehen, dass das Ministerium ebenfalls zwischen den 
o. g. Bewerben eine Auswahlentscheidung zu treffen 
hätte. Eine insolvente Klinik in den Krankenhausplan 
aufzunehmen, kann grundsätzlich nicht in Betracht 
kommen. 
 
„Share deal“: 
 
Ob ein „share deal“ möglich ist, ist ausschließlich 
zwischen dem Insolvenzverwalter und den Kranken-
kassen zu klären. Die gerichtliche Entscheidung bleibt 
abzuwarten. 
 
Beschlussempfehlung: 
 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 
 

Berichterstatterin: Krebs 
 
 
 
07. 02. 2019                                        Die Vorsitzende: 
 

                                                           Böhlen

Landkreis 
Betten/
Plätze 
derzeit 

Betten/
Plätze 
künftig 

Betten/ 
Plätze pro 

100.000 EW 
derzeit 

Betten/ 
Plätze pro 

100.000 EW 
künftig 

Rottweil 18/0 42 13,9 30,54 
Schwarz-
wald-Baar 

86/12 44/12 46,74 26,71 

Tuttlingen 0/0 18/0 0 13,17 
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